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Vor Eintritt in die Tagesordnung

Vorsitzender Florian Braun gibt an, nach der Benennung durch die berechtigten
Fraktionen habe der Landtagsprasident den Landtag dartber unterrichtet, dass er Vor-
sitzender und Kollegin Kirsten Stich stellvertretende Vorsitzende dieses Ausschusses
seien. Es stunden funf spannende Jahre bevor. Der Ausschuss habe das Vergnigen,
aber auch die Verantwortung, Schul- und Bildungspolitik flir Nordrhein-Westfalen hier
zu besprechen und zu gestalten. Gerne wolle er anknUpfen an seine Vorgangerin, Frau
Kirstin Korte, die nicht mehr fir den Landtag kandidiert habe. Damit auch die Aus-
schussleitung zukinftig kompetent vonstattengehe, freue er sich, dass in bewahrter
Manier Jan Jager dem Ausschuss zur Seite stehe, der alle Fragen des Ausschusses
bestmaoglich mit im Blick und im Griff habe. Er freue sich, dass er weiter den Ausschuss
begleiten werde.

Er gehe davon aus, dass die Obleute in gutem Kontakt und engem Austausch blieben.
Es solle eine kollegiale Zusammenarbeit gewahrleistet sein. Das gleiche gelte fur das
Ministerium.

Mit 23 ordentlichen Mitgliedern kdnne der Ausschuss lehrreiche Stunden erleben. In
seiner Rolle als Ausschussvorsitzender verstehe er sich weniger als Lehrer, sondern
wolle anknlUpfen an seine Zeit als Schulersprecher in KéIn-Zindorf am Lessing-Gym-
nasium, was, zugegebenermalien, ein paar Tage her sei. Er habe sich als klassen-
ubergreifender Interessenvertreter gegeniber der Schulleitung verstanden. In dem
Sinne wolle er daftr Sorge tragen, dass auch eine kritische Debatte und Auseinander-
setzung mit der Regierung ermoglicht werde. Dabei solle vor allem die konstruktive
Debatte im Vordergrund stehen. Als Schulersprecher habe er auch zu seinem ehema-
ligen Schulleiter Udo Memmert ein gutes Verhaltnis gepflegt. Lobende Worte sollten
in diesem Raum auch in den nachsten funf Jahren erlaubt sein.

Er hoffe, dass der Ausschuss offen bleibe flr gute Argumente und eine faire Debat-
tenkultur pflege. Zu der konstruktiven Debatte gehdre auch, dass der Ausschuss die
gebotenen und gegebenen Spielregeln auch einhalte. Darauf werde er in seiner Rolle
achten, damit der Ausschuss seine Arbeit effizient gestalten kdnne. Er sei davon Uber-
zeugt, dass man diese Ziele gemeinsam verfolge, um die faire demokratische Ausei-
nandersetzung zu gewahrleisten.

Das Gewicht der Aufgabe, die Dimension, die Bedeutung der Zustandigkeit gerade in
der Landespolitik von Schule und Bildung sei allen bewusst. Mit Gber 5.000 Schulen,
mit Uber 175.000 Lehrkraften in diesem Land, mit rund 2,5 Millionen Schilerinnen und
Schulern hatten die Entscheidungen, die hier getroffen wirden, eine besondere Trag-
weite — nicht nur tagesaktuell, sondern auch fir zuklnftige Schiler- und Lehrergene-
rationen. Er freue sich auf die Debatten, die bevorstinden, und auf sicherlich gute
Ergebnisse.

Er wolle die Gelegenheit nutzen — Stichwort zukunftige Schuilergenerationen —, um
Kollegin Dilek Engin herzlich zur Geburt ihres Kindes zu gratulieren. Toll, dass beide
heute dabei seien. Er gratuliere herzlich im Namen des Ausschusses.

(Beifall)
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1 Konstituierung des Ausschusses

Vorsitzender Florian Braun teilt mit, der Landtag habe in seiner Sitzung am 30. Juni
2022 auf Grundlage der Drucksache 18/86 einen Ausschuss fur Schule und Bildung
eingesetzt, der aus 23 Mitgliedern bestehe. Die Fraktionen seien im Ausschuss wie
folgt vertreten:

CDhu 9 Mitglieder,
SPD 7 Mitglieder,
Buindnis 90/Die Griinen 5 Mitglieder,
FDP 1 Mitglied,
AfD 1 Mitglied.

In seiner Sitzung am 24. August 2022 habe der Altestenrat gemaR § 50 Abs. 1 der
Geschaftsordnung des Landtags die Stellen der Ausschussvorsitzenden und ihrer
Stellvertreter verteilt. Der Vorsitz des Ausschusses stehe demnach der Fraktion der
CDU zu, der stellvertretende Vorsitz der Fraktion der SPD. Nach der Benennnung
durch die berechtigten Fraktionen habe der Landtagsprasident den Landtag daruber
unterrichtet, dass er, Florian Braun, Vorsitzender und die Kollegin Kirsten Stich stell-
vertretende Vorsitzende dieses Ausschusses seien.

Sprecherin der CDU: Claudia Schlottmann
Sprecherin der SPD: Dilek Engin

Sprecherin der Grinen: Lena Zingsheim-Zobel
Sprecher der FDP: Prof. Dr. Andreas Pinkwart
Sprecher der AfD: Carlo Clemens

Vorsitzender Florian Braun stellt fest, dass sich der Ausschuss
fur Schule und Bildung der 18. Wahlperiode konstituiert hat.
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Vor Eintritt in die Tagesordnung nach der Konstituierung

Dilek Engin (SPD) bittet, die Tagesordnungspunkte 9, 11, 13 und 22 auf die nachste
Sitzung zu verschieben. Die von der Landesregierung vorgelegten Berichte seien nach
Meinung ihrer Fraktion wenig substanziell und fliichteten sich in Allgemeinplatze. Sie
beantrage, dass diese Punkte auf die Tagesordnung der nachsten Ausschusssitzung
geschoben wirden, allerdings mit der Bitte, diese Punkte mit aussagekraftigen Berich-
ten zu erlautern, die der fachlichen und personellen Bedeutung der Lehrkraftegewin-
nung fur den funktionsfahigen Erhalt des Schulsystems gerecht wirden.

Vorsitzender Florian Braun halt fest, es gebe keinen Widerspruch zu dem Wunsch,
die Punkte zu verschieben. Den Wunsch nach einer eventuellen Erganzung der Be-
richte habe die Landesregierung vernommen. Ob sie dem nachkomme, werde man zu
gegebener Zeit sehen.

Claudia Schlottmann (CDU) aulert die Bitte an die Abgeordneten der SPD-Fraktion,
dass sie vielleicht genau definierten, was sie denn gerne noch weiter ausgeftihrt hat-
ten. Ansonsten sei man beim nachsten Mal keinen Schritt weiter.

Vorsitzender Florian Braun erwidert, er wolle an der Stelle nicht in den bilateralen
inhaltlichen Austausch eintreten. Die Punkte seien jetzt von der Tagesordnung genom-
men worden. Der Wunsch sei platziert. Berichte seien auch vorhanden, sodass der
Ausschuss auch bei der nachsten Sitzung vorbereitet sei, um eine Debatte zu flhren.
Inhaltliche Kritik kdnne seitens der SPD immer noch eingebracht werden. Wenn an-
dere Fraktionen die Berichte als ausreichend empfunden hatten, dann sei das etwas,
was man an der Stelle zur Kenntnis nehmen kénne.
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2 Erste Schwerpunkte in der Schul- und Bildungspolitik in der 18. Wahlperiode

Ministerin Dorothee Feller (MSB) tragt vor:

Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es freut
mich sehr, dass wir heute die erste Ausschusssitzung haben, meine Premiere sozu-
sagen. Ich rechne noch in Wochen. Es ist die elfte Woche als Schulministerin. Noch
kann man das uberschaubar machen. Ich habe diese Funktion sehr gerne uber-
nommen. Ich weild auch, was vorher in den Medien Uber das Schulministerium, Gber
die grolien Herausforderungen stand. Gleichwohl habe ich mich gerne dieser Her-
ausforderung gestellt und tue es auch weiterhin, weil ich das Thema Bildung fur
eines der zentralsten in unserer Gesellschaft halte. Es geht um die Zukunft unserer
Kinder und damit auch um die Zukunft unserer Gesellschaft. Ich freue mich daher,
wenn wir auch in diesem Ausschuss konstruktiv gemeinsam nach Losungen ringen.
Wir sind sicherlich nicht immer einer Meinung. Aber es entstehen meistens die bes-
ten und innovativsten Ideen, wenn man darum ringt.

Die Herausforderungen im Schulsystem — da sage ich Ihnen nichts Neues, weil viele
von lhnen sich mit diesem Thema schon sehr lange beschaftigen — sind sehr grol3.
Ich glaube, es ist gut, wenn wir gemeinsam schauen, wo gute Losungen liegen kon-
nen, um diese Herausforderung in den nachsten Jahren gut anzugehen. Ich glaube,
das sind wir unseren Kindern und Jugendlichen ein Stuck weit schuldig und damit
auch der Zukunft unserer Gesellschaft.

Ich weil nicht, was sonst Ublich war. Ich habe gehdrt, dass oftmals alle Dinge, die
in den nachsten flinf Jahren angegangen werden sollen, in der ersten Ausschuss-
sitzung gesagt werden. Ich habe mich fur einen anderen Weg entschieden, stehe
aber fur alles offen. Ich habe gesagt, wir schauen uns einmal die Schwerpunkte der
nachsten Wochen und Monate an, konzentrieren uns darauf zunachst, und dann
gehen wir weiter. Wie gesagt, ich bin fir alle Nachfragen ansprechbar und dankbar.

Eine der ersten Herausforderungen, die wir zu Beginn, als wir, Herr Mauer und ich,
das Ministerium Gbernommen haben, war natirlich, dass wir den Schulstart gut hin-
bekommen mussten unter dem Stichwort ,Corona“. Deswegen haben wir uns sofort
zu Beginn im Schulministerium hingesetzt und haben einen Koordinierungsstab
Corona eingerichtet unter Beteiligung von dem Gesundheitsministerium und dem
MKJFGFI, weil auch der Kinderbereich, der Kitabereich betroffen sind, damit wir
gleichmaliig vorgehen konnen, und haben gemeinsam das Handlungskonzept
,Corona“ erarbeitet, um den Schulerinnen und Schulern, den Lehrerinnen und Leh-
rern, aber auch den Eltern einen guten Schulstart zu ermdglichen.

Sie haben dabei sicherlich bemerkt, dass wir a) ein Handlungskonzept eng mit den
Verbanden und mit den Personalraten besprochen haben. Ich betone das in diesem
Fall deswegen, weil das gleichzeitig auch eine Botschaft ist, dass es uns sehr wich-
tig ist. Ich mochte deutlich machen, dass uns der Austausch im Vorfeld, bevor wir
solche Malinahmen ergreifen, mit den Verbanden, mit den Personalraten, aber
auch mit den Abgeordneten sehr wichtig ist.
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Noch einmal: Die Herausforderungen sind vielfaltig. Die Gesichtspunkte sind unter-
schiedlich, um maoglichst viele Erkenntnisse im Vorfeld mit einzufangen und dann
zu gucken, was der richtige Weg sein kdnnte. Das ist ein Stuck weit der Stil, den wir
auch in Zukunft weiter so pflegen wollen.

Uns war auch wichtig, dass wir das Handlungskonzept sehr frih, noch in den Ferien,
zwei Wochen vor Schulstart an die Schulen, an die Eltern geben, damit sie genu-
gend Zeit haben, sich darauf vorzubereiten. Ich habe bewusst in den letzten Wo-
chen seit dem Schulstart viele Schulen in ganz Nordrhein-Westfalen besucht, um
zu horen, wie vor Ort dieses Handlungskonzept angekommen ist, welche Unterstit-
zung die Schulen noch brauchen. Es finden auch parallel noch Schulleiterdienstbe-
sprechungen durch die Bezirksregierungen statt, in denen auch Rickmeldungen
zum Handlungskonzept gegeben werden kénnen. Ich finde, die beste Rickmeldung
ist, wenn man einen Schulbesuch macht und die Schulleitung und die Lehrer von
sich aus auf das Thema Corona in dem Moment gar nicht kommen. Das zeigt, dass
es derzeit nicht das dringendste Thema ist. Von daher ist das ja auch eine gute
Ruckmeldung.

Ich will kurz eingehen — weil das in den Medien hier und da berichtet wird — auf das
Stichwort ,Distanzverordnung“ und auch den Hinweis, mit der Distanzverordnung
wurden wir die Schulen alleine lassen, weil die Distanzverordnung in der Ausstat-
tung sehr schmal ist.

Die Distanzverordnung ist ,lediglich“ die Rechtsgrundlage, dass wir weitere Mal3-
nahmen ergreifen kdbnnen. Im Grunde ist sie auch die Rechtsgrundlage fir das, was
wir in dem Handlungskonzept ,,Corona“ schon geschrieben haben. Dort ist festge-
halten, dass es in bestimmten Fallen, wenn zum Beispiel mehrere Lehrkrafte krank
sind, den Schulen mdglich sein muss, in Klassengruppen oder in Klassen auch in
Distanzunterricht zu gehen. Dafur ist das eigentlich die Rechtsgrundlage.

Die Distanzverordnung war bis zum Sommer schon in Kraft. Es ist eine Fortfuhrung
von dem, was wir schon vor zweieinhalb Jahren hatten, und ist nur in einem Punkt
geandert worden, in einem Halbsatz, dass wir die Distanzverordnung nicht nur far
die Zeit der Pandemie vorsehen, sondern auch bei Extremwetterlagen. Das sind
schlichtweg die Erfahrungen, die wir leider im letzten Sommer durch das Unwetter,
durch Starkregenereignisse im Rheinland gemacht haben, dass wir dann auch Si-
tuationen haben, wo Schulen in Distanzunterricht gehen kdnnen, um ihnen Uber-
haupt Unterricht zu ermoglichen. Aber auch hier die Details, wann das so weit ist
bei Unwetter, sind schon in einem Runderlass an die Schulen, an die Bezirksregie-
rungen geregelt. Dort ist genau geregelt, dass im Fall eines Extremwetterereignis-
ses, eines Unwetterereignisses die Bezirksregierungen als Schulleitung und als Ka-
tastrophenschutzbehorde sich zusammensetzen und beraten, ob eine einzelne
Schule oder kreisweit oder bezirksweit Schulen geschlossen werden mussen auf-
grund von Extremwetterlagen. Dann sind die genauen Details auch festgelegt.

Nur zum Verstandnis: Die Distanzverordnung ist die Rechtsgrundlage fir das, was
wir im Handlungskonzept ,Corona“ feiner niedergelegt haben, oder das, was auch
schon im Runderlass fur Extremwetterlagen niedergeschrieben worden ist. Ich mdchte
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es bei dieser Gelegenheit sagen, weil es im Moment aktuell in den Medien auch
diskutiert wird und wir auch die Verbandeanhorung dazu haben.

Eng mit dem Stichwort Corona — das will ich auch noch einmal sehr gerne aufgreifen —
hangt das Thema Aufkommen und Aufholen — es gibt verschiedene Bezeichnungen
mittlerweile dafir — nach Corona in den Schulen zusammen, dieses Fdorderpro-
gramm von Bund und Land mit 430 Millionen Euro, was sehr gut ankommt, sehr gut
angenommen wird. Naturlich gibt es hier und da immer noch mal Holprigkeiten. Ge-
nerell kann man sagen, dass wir fur dieses Programm von den Schulen, von den
Schulleitungen positive Rickmeldungen bekommen. Es ist unkompliziert.

Gerade die Bildungschecks helfen sehr vor Ort und tragen dazu bei, Kinder, die
unter der Coronapandemie sehr gelitten haben, noch einmal anders abzuholen.
Weil dieses Programm so gut ist, setzen wir uns auf Bund-Lander-Ebene daflr ein,
es fortzusetzen. Da laufen Gesprache. Unser Wunsch ware, dass das Programm
noch einmal neu aufgelegt wird mit rund 500 Millionen Euro und bis zum Sommer
2024 laufen sollte. Da mussen wir jetzt die Verhandlungen abwarten. Wir haben den
Wunsch von vielen Schulen, dass auf jeden Fall dieses Programm, wie es derzeit
lauft, nicht bis zum Jahresende auslauft, dass man es schon abgerechnet haben
muss, sondern dass die Mdglichkeit besteht, es mindestens bis zum Schuljahres-
ende, am besten bis zum Sommer weiterlaufen zu lassen. Da sind wir in guten Ge-
sprachen mit dem Finanzministerium und hoffen, dass wir da in Kirze eine Ent-
scheidung haben, die wir auch kundtun kénnen. Das vielleicht zu der aktuellen Her-
ausforderung, die uns sofort auf dem Schreibtisch lag, als wir unsere Blros bezogen
haben.

Das soll nicht dariber hinwegtauschen, dass es eine Grundherausforderung gibt,
die bei allen Themen, denen wir im Schulministerium begegnen, eine Rolle spielt.
Das ist das Thema Unterrichtsversorgung/Lehrermangel. Das ist die Riesenheraus-
forderung, die wir haben. Wir haben zu wenig Lehrerinnen und Lehrer, insgesamt
zu wenig Personal. Ich sage bewusst Personal, weil wir gerade auch durch die Pan-
demiezeit sehr schon sehen konnten, wie wichtig auch Schulsozialarbeiter zum Bei-
spiel an Schulen sind, dass das eine sehr gute Erganzung ist. Es ist die Riesenher-
ausforderung: Wie kriegen wir das gestemmt, dass wir eine gute Unterrichtsversor-
gung zukunftig auch nachhaltig an Schulen gewahrleisten kénnen?

Wir haben im Ministerium eine Arbeitsgruppe gebildet. Das ist kein Arbeitskreis
nach dem Motto ,ich weil® nicht mehr weiter, also bilde ich einen Arbeitskreis“, dann
haben wir erst mal etwas gemacht, da kommt nichts mehr, das ist es nicht. Der
Arbeitskreis hat den Auftrag, bis zu den Herbstferien Vorschlage zu erarbeiten, ge-
meinsam zu Uberlegen, wie es uns gelingen kann, die Unterrichtsversorgung noch
einmal stabiler zu gestalten, noch mehr Lehrerinnen und Lehrer zu gewinnen. Ich
denke, dass wir das bis in den Herbstferien fur uns im Haus rund haben und dann
auch, wie wir es angekundigt und zugesagt haben, mit den Verbanden, mit dem
Personal reden, aber auch gerne hier gemeinsam diskutieren. Das, was wir als Ge-
sprachsgrundlage erarbeiten, ist sicherlich nichts, was in Stein gemeil3elt ist. Ich
bitte um Verstandnis — das ist die Arbeitsweise von Herrn Mauer und von mir —,
dass wir gerne fur uns einmal die Sachen durchdacht haben wollen, bevor wir dann
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mit lhnen ins Gesprach kommen. Noch mal: Das, was wir dann auf den Tisch legen,
ist, wie gesagt, nicht in Stein gemeilRelt. Wir sind flir Anregungen, Hinweise, Ver-
besserungsvorschlage, Optimierungsvorschlage immer dankbar. Es bleibt dabei:
Es ist eine Riesenherausforderung. Das ist mit ein Schwerpunkt, der uns die ganze
Legislaturperiode begleiten wird, das Stichwort ,Gewahrleistung einer guten Unter-
richtsversorgung®.

Die Herausforderungen bei der Unterrichtsversorgung sind unterschiedlich. Wir ha-
ben einen groRen Bedarf an Lehrkraften im Bereich Grundschule, im Bereich Sek. |,
auch im Forderschulbereich, im sonderpadagogischen Bereich insgesamt. Wir ha-
ben es weniger im Sek-1I-Bereich, aber da bei bestimmten Fachern wiederum aber
auch. Damit sage ich Ihnen nichts Neues, aber das ist etwas, was wir wirklich mit
~Schmackes“ angehen, wo eine der gréfdten Herausforderungen ist, die wir zu be-
waltigen haben.

Ein nachstes Thema, das bei uns oben auf der Agenda steht, ist das Stichwort ,,Di-
gitalisierung®, digitaler Unterricht. In den letzten zweieinhalb Jahren durch die Pan-
demie ist viel im Schulbereich investiert worden zum Stichwort Digitalisierung. Das
war auch notig, da hatten wir Nachholbedarf im Land. Da ist viel Geld geflossen.
Wir haben den Digitalpakt 1.0, der vom Bund dem Land zur Verfiigung gestellt wor-
den ist. Da ist das Land Nordrhein-Westfalen im Bereich Bildung Spitzenreiter, weil
wir als Land Nordrhein-Westfalen das meiste Geld gebunden haben. Wir haben
rund 1 Milliarde Euro, die kann man aufrunden, in Nordrhein-Westfalen aus diesem
Digitalpakt 1.0 gebunden und damit haben wir das fast zu 100 % abgerufen. Das ist
eine positive Nachricht auch an unsere Schulen.

Wir haben durch das Forderprogramm ,Endgerate Lehrkrafte* rund 210.000 End-
gerate fur Lehrkrafte beschafft. Damit muss jede Lehrkraft ausgestattet sein. Wir
stehen auch mit den Lehrkraften im Austausch, die manchmal sagen, vielleicht hatte
ein Schulleiter ein anderes Gerat gebraucht. Das sind Erfahrungen, die wir gemacht
haben. Da kann man demnachst auch noch einmal nachsteuern. Die Grundausstat-
tung fur die Lehrkrafte ist da. Wir haben Uber das Forderprogramm ,Endgerate fur
Schulerinnen und Schiler” in den letzten Jahren rund 750.000 Schulerinnen und
Schuler mit Endgeraten versorgt.

Wir haben Handreichungen erarbeitet, wie man digitalen Unterricht und Prasenzun-
terricht gut verbinden kann, was auch gut wahrgenommen wird von den Schulerin-
nen und Schulern. Wir haben mehr Medienberaterinnen und -berater vor Ort einge-
setzt und haben jetzt die digitale Fortbildungsoffensive weiter vorgefuhrt. Nachdem
wir Schulleitungen fortgebildet haben, sind wir jetzt dabei, die Lehrkrafte weiter fort-
zubilden. Das ist entscheidend. Wir sind auch auf der Bund-Lander-Ebene im Ge-
sprach, dass wir auch den Digitalpakt 2.0 in Kirze an den Start bringen kénnen.
Wie gesagt, da laufen die Gesprache mit den Bundeslandern und dem Bund.

Das alles Entscheidende ist aber — die Ausstattung ist das Eine —, der digitale Un-
terricht das andere. Da ist sicherlich auch noch einmal eine Herausforderung in den
nachsten Monaten, dass wir es hinbekommen, dass in den Schulen mehr digitaler
Unterricht eingeubt wird, dass er auch vor Ort stattfindet. Das ist etwas, was uns
auch in der nachsten Zeit begleiten wird, was uns aber wichtig ist. Ich personlich
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glaube, wenn es vor Ort gelingt, dass die Lehrerinnen und Lehrer mehr digitalen
Unterricht machen, flhrt das letztendlich zu einer Entlastung bei den Lehrkraften.
Es ist fir mich ein ganz wichtiger Punkt, dass wir die Lehrkrafte, die wir im System
haben, auch ein Stlick weit entlasten. Da kann digitale Bildung ein wichtiger Be-
standteil sein. Das ist das eine. Das andere ist: Wir missen unsere Schuilerinnen fit
machen fur die Aufgaben von morgen, fir die Arbeit von morgen. Die wird auch
digital sein. Von daher ist es eine wichtige Aufgabe, dass es uns hier gelingt, den
digitalen Unterricht in Nordrhein-Westfalen voranzutreiben.

Es gibt eine aktuelle Herausforderung, die uns auch noch etliche Zeit begleiten wird:
Das ist das Thema Beschulung von Fluchtlingskindern, speziell von ukrainischen
Fluchtlingskindern — speziell nicht, weil wir sie anders behandeln wollen, sondern
weil durch die Ereignisse seit dem Februar dieses Jahres, durch den schrecklichen
Krieg in der Ukraine noch einmal neue Herausforderungen auf uns zugekommen
sind. Ich weil}, auch da steht im Moment viel in den Medien. Ich will Ihnen ein paar
Zahlen geben, was das fur eine Herausforderung ist, die aktuell auf die Schulen
zukommit.

Ich beziehe das nur auf die ukrainischen Kriegsfluchtlinge. Wir haben seit dem 24.
Februar dieses Jahres insgesamt 34.737 Kriegsflichtlinge aus der Ukraine zusatz-
lich an Schulen untergebracht. Die sind in der Schule, werden beschult, sind in der
Erstforderung, teilweise aber auch schon im integrierten Unterricht. Sie sind vorwie-
gend in den Grundschulen und in der Sekundarstufe | untergebracht.

Wir haben einige Kinder — das muss man leider auch sagen —, die auf der Warteliste
stehen, roundabout 3.000, bezogen auf die ukrainischen Kriegsflichtlinge. Da ste-
hen wir im engen Austausch mit den Kommunen, vor allem mit den Kommunen, die
es am meisten betrifft, die eine etwas gro3ere Zahl haben, die noch auf der Warte-
liste sind. Wir haben auch mit den Kommunen gesprochen: Was braucht ihr, um
Schulplatze zu generieren? Wir haben ihnen Moglichkeiten aufgezeigt, dass wir
etwa Lockerungen vorsehen. An sich ist unser Anspruch, dass die Kinder alle gut
integriert werden und dass sie auch an der Stammschule, in dem Stammgebaude
sozusagen unterrichtet werden. Aber wir haben hier durchaus, weil es fur die Kom-
munen, fur den Schultrager kaum maoglich ist, den Kindern einen Schulplatz zu ge-
wahren, die Moglichkeit eingeraumt, auch andere Raumlichkeiten, die ein bisschen
weiter von dem eigentlichen Schulgebaude weg sind, zu unterrichten.

Wir haben die Moglichkeit eingeraumt, das auch nachmittags zu machen, und wer-
den am Freitag mit den betroffenen Kommunen sprechen, ob ihnen das reicht oder
ob sie noch weitere ,Lockerungen® brauchen, damit wir diesen Kindern, die im Mo-
ment auf der Warteliste stehen, moglichst zlgig einen Schulplatz gewahren kdnnen.
Hinzu kommt, dass wir inhaltlich auch mit Lehrkraften gut untersttitzen kénnen, wo
wir auch dabei sind, zum Beispiel Lehrkrafte aus dem herkunftssprachlichen Unter-
richt daflir auch zu akquirieren. Das ist noch einmal eine zusatzliche Herausforde-
rung, die in den letzten Monaten auf uns zugekommen ist, der wir uns auch stellen
mussen.

Nachstes Thema, das auch oben auf der Tagesordnung steht, bei dem wir nicht
darauf warten kénnen, das anzugehen, ist das Thema ,offener Ganztag®, der Rechts-
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anspruch, der ab 2026 gilt, zumindest fur die Erstklassler. Da ist schon viel Vorarbeit
im Ministerium gelaufen. Wir fangen hier bei keinem Thema bei null an. Das ist mir
wichtig herauszustellen. Auch da laufen die Bund-Lander-Verhandlungen, was das
Thema G-Finanzierung der Basismittel angeht. Da warten wir auf die Vereinbarung
zwischen dem Bund und den Landern, damit letztendlich das gesamte Geld, das
Nordrhein-Westfalen seitens des Bundes zusteht, auch zlgig flieRen. Auch dazu
stehen wir mit den kommunalen Spitzenverbanden im engen Austausch.

Wir haben uns nun darauf verstandigt, dass wir zum einen zusammen mit dem
MKJFGFI gemeinsam einen Lenkungskreis, eine Arbeitsgruppenstruktur aufbauen
werden, in der wir auf Fachebene, aber auch auf Ministerinnenebene und Staats-
sekretarsebene dieses Thema gemeinsam bearbeiten wollen. Wir werden die erste
Lenkungskreissitzung, Auftaktsitzung, nachste Woche haben, damit man ein Zei-
chen setzt. Das ist ein Thema, das beide Hauser angeht, wo wir beide gemeinsam
daran arbeiten wollen. Dann werden auch die kommunalen Spitzenverbande, die
Vertreter von den Kommunen mit eingebunden, um dieses Thema anzugehen.

Das ist auch fir die Kommunen eine Riesenherausforderung, das ist zum Teil schon
allein baulich eine Herausforderung, weil manchmal an Schulgebduden gar nicht
mehr die Mdglichkeit besteht, OGS-Gebaude anzuknlipfen. Da missen wir mit den
Kommunen gemeinsam diskutieren, wie wir da Losungen finden. Das ist eine mit
der Herausforderungen, die jetzt anstehen und der wir uns gerne stellen, wo wir
eine Losung suchen mussen.

Ein weiterer Punkt, der uns wichtig ist, sind die Menschen, die wir inklusiv beschu-
len. Da ist es mir ein personliches Anliegen, dass wir auch diese gut im Blick haben.
Deswegen werden wir auch hier das Thema Aktionsplan ,Inklusion“ ganz oben auf
unsere Prioritatenliste setzen. Wir werden die Rolle der Lehrkrafte und der sonder-
padagogischen Forderung in dem gemeinsamen Lernen klaren. Wir haben die Er-
fahrung gemacht, dass es bei inklusiven Schuleinrichtungen einer Klarung bedarf.
Wir wollen Funktionsstellen schaffen an den Schulen des gemeinsamen Lernens
zur besseren Koordination. Das ist auch wichtig, damit wir auch hier in diesem
Schulsystem Ruhe reinkriegen. Wir wollen auch das Thema ,multiprofessionelle
Teams® in diesem Zusammenhang angehen, damit wir hier auch einen guten inklu-
siven Schulunterricht gewahrleisten kénnen.

Das ist ein kleiner Blick auf ein paar wenige Themen, die anstehen. Wir haben noch
viele andere Themen, etwa das Thema Sozialindex, das Thema Schulsozialarbeit,
Akzeptanz von Vielfalt, die berufliche Bildung, die MINT-Férderung. Das sind alles
Themen, die uns in den nachsten Monaten und Jahren beschéaftigen werden. Ich
habe Ihnen bewusst dargestellt, auf was wir uns in den letzten elf Wochen kon-
zentriert haben, was wir eingestellt haben fur die nachsten Wochen. Da wir uns ofter
hier im Ausschuss treffen, kann ich dann jeweils erzahlen, welche Themen gerade
dann auf der Tagesordnung stehen.

Lassen Sie mich zum Schluss aber auch noch einmal ein Thema ansprechen, weil
wir gerade mit Hochdruck daran arbeiten, weil wir wissen, da gibt es eine Zusage
des Ministerprasidenten, namlich in den ersten 100 Tagen der neuen Landesregie-
rung die ersten Schritte zu dem Thema A13 eingeleitet zu haben. Wir sind dabei.
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Wir haben nachgerechnet, dass die ersten 100 Tage Anfang der Herbstferien zu
Ende sind. Deswegen sind wir da im engen Austausch mit dem Finanzministerium,
damit wir diese ersten Schritte auch einleiten konnen. Ich bin da guten Mutes. Es
ist uns ein wichtiges Anliegen, um gerade den Grundschullehrern, den Sekundar-
stufen-I-Lehrern eine wichtige Botschaft und die Wertschatzung zu geben, die sie
sehr verdient haben.

Ich freue mich auf die Zusammenarbeit. Noch mal, ich freue mich auf den konstruk-
tiven Austausch. Die Herausforderungen —ich habe es eingangs gesagt — sind grof3.
Ich glaube, dass wir, wenn wir konstruktiv fur alle gemeinsam daran arbeiten kon-
nen, auch gute ldeen bekommen, uns diesen Herausforderungen zu stellen und sie
zu l6sen. Von daher freue ich mich auf einen guten Austausch.

(Beifall)

Vorsitzender Florian Braun bedankt sich fur den Bericht und die ersten Einblicke in
die aktuelle und anstehende Arbeit. Er weise kurz formal darauf hin, dass Bild-, Ton-
und Filmaufnahmen wahrend der laufenden Ausschusssitzung nicht gestattet seien.
Bis zu Beginn der Sitzung sei das maoglich. Er bitte, wahrend der Sitzung davon Ab-
stand zu nehmen.

Dilek Engin (SPD) bittet, den Sprechzettel der Ministerin dem Ausschuss zeitnah zu-
kommen zu lassen. Sie bedanke sich fur die Ausfuhrungen und nutze die Gelegenheit,
der Ministerin im Namen der SPD-Fraktion personlich zu ihrer neuen Aufgabe als
Schulministerin zu gratulieren.

Verantwortung zu tragen fiur die 5.500 Schulen im Land sei eine wahrlich grol3e Her-
ausforderung. Dabei wunsche sie der Ministerin viel Erfolg und eine gluckliche Hand.
Die SPD-Fraktion werde als Opposition die Arbeit selbstverstandlich kritisch begleiten,
aber immer mit dem Ziel, zu konstruktiven Losungen zu gelangen. Ihre Fraktion werde
auf die Umsetzung der Themen Behebung des Lehrkraftemangels, Lehrerfortbildung,
Schulsanierung und Anpassung der Einstiegsbesoldung auf A13 genauestens achten
und die Ministerin an die Schilderungen in ihrer Rede immer wieder erinnern.

Die Coronapandemie habe in den vergangenen zwei Jahren den Schulen, den Schu-
lerinnen und Schilern, den Familien, aber auch den Lehrkraften vieles abverlangt. Da-
bei seien so manche Wunden geschlagen worden. Einiges, was man im Schulbetrieb
fur selbstverstandlich gehalten habe, sei ins Wanken geraten. Corona habe eine neue
Realitat erzeugt, die vielfach die Kinder und Jugendlichen krank gemacht habe. Zu den
psychosozialen Folgewirkungen der Pandemie und mit welchen Handlungsstrategien
man dem entgegentreten wolle, habe sie bislang aus dem Haus und von der Ministerin
wenig oder kaum etwas gehort. Das sei dringend nachzuholen. Sie kdnne den Regie-
rungsfraktionen nur empfehlen, den Antrag ihrer Fraktion, der im Folgenden auf der
Tagesordnung stehe, zu unterstutzen.

Feste Strukturen, verbindliche Regeln und das Gefuhl der Lerngemeinschaft, auch
eine soziale Gemeinschaft zu sein, all das habe wahrend der Coronapandemie Risse
bekommen. Viele Schilerinnen und Schuler und deren Familien seien auf sich alleine
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zurickgeworfen worden. Viele Lehrerinnen und Lehrer seien schlichtweg Uberfordert
gewesen. Die Schulen seien auf diese Form der Krise nicht vorbereitet gewesen. Die
Politik habe oft flatterhaft und wenig kommunikativ reagiert. Vielmehr seien den Schu-
len von oben herab kurzfristig Verhaltensmaliregeln verordnet worden, die mehr Kon-
fusion gestiftet hatten als klare Orientierung. Daraus misse man lernen und Konse-
quenzen ziehen, indem man die Schulen corona- und krisenfest mache. Das gelte,
zumal Corona noch nicht vorbei sei und man noch nicht wisse, wie der Herbst ausse-
hen werde.

Umso mehr begrufe ihre Fraktion, dass Frau Ministerin Feller einen Krisenstab einge-
richtet habe und die Schulmails wesentlich friher erfolgten als einen Abend vorher.
Eigentlich sei das eine Selbstverstandlichkeit, aber nach den Erfahrungen des Krisen-
managements der Vorgangerin von Frau Feller sei dies schon ein Fortschritt. Aller-
dings bedurfe der jungst vorgestellte Plan fur den Coronaherbst noch weitere Prazi-
sierungen. Es konne nicht sein, dass die Schulen vor Ort mit der zentralen Frage al-
leingelassen wirden, ab wann von Prasenz- auf Digitalunterricht gewechselt werde.
Ihre Fraktion bitte mit Nachdruck um die klarstellenden Kriterien und Rahmenbedin-
gungen.

Vor ihrem Einzug in den Landtag sei sie Oberstudienratin an einer Wuppertaler Ge-
samtschule gewesen. Sie kenne das Binnenleben des Schulbetriebs sehr genau. Sie
wisse um die burokratischen Hiurden und Defizite des Schulalltags, die durch die Er-
fahrungen der Coronapandemie noch deutlicher zutage getreten seien. Schule sei
nicht nur Abarbeitung von Lehrplanen, sondern ein soziales Gebilde, dessen gelingen-
des Funktionieren von vielen Faktoren abhangig sei: gut ausgebildeten Lehrerinnen
und Lehrern, realistischen Lehrplanen, motivierten Schilerinnen und Schilern und ei-
ner guten Infrastruktur. Da sei die Landespolitik gefordert, dass die notwendigen Rah-
menbedingungen geschaffen wirden, damit die Schulen ihrem Bildungsauftrag voll-
umfanglich gerecht werden konnten. Daran werde ihre Fraktion die Ministerin und die
Landesregierung messen.

Wenn man in den schwarz-griinen Koalitionsvertrag schaue, dann werde dort vollmun-
dig verkindet, dass 10.000 zusatzliche Lehrkrafte in das Schulsystem gebracht wer-
den sollten. Das sei zunachst einmal eine sehr gute Nachricht. Aber es bleibe allzu
vage, wie das umgesetzt werden solle. Da miusse nachgescharft werden. Man brauche
tragfahige durchdachte Konzepte, wie das erreicht werden kdnne.

Die Schulen in NRW mussten zukunfts- und krisenfest gemacht werden. Dazu gehore
eine echte Offensive fur mehr Lehrkrafte statt wolkiger Ankindigungen. Unweigerlich
damit verknupft sei der Ausbau der Lehramtsstudiengadnge. Da sei auch dringender
Handlungsbedarf angezeigt. Man brauche mehr Studierende fur das Lehramt. Das An-
gebot an den Hochschulen misse erweitert werden, der Zugang sollte offener gestaltet
werden. Wie dringend notwendig eine Lehrkraftoffensive sei, zeigten die Klagen von
Schulerinnen und Schilern und auch von den Eltern aus allen Regionen in Nordrhein-
Westfalen. In Folge von Personalmangel und hohen Krankheitsstanden komme es an
vielen Schulen zu massivem Unterrichtsausfall. Da sei die Ministerin in einer ganz be-
sonderen Verantwortung, hier mittel- und langfristig Abhilfe zu schaffen, um eine Bil-
dungskatastrophe abzuwenden.
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Die Optimierung des Ganztagsschulangebotes sowie die digitale Anschlussfahigkeit
der Schulen seien ein Thema. Da habe die Ministerin bereits erwahnt, wie sie sich das
vorstelle. Nicht zuletzt misse man die Bildungsfinanzierung auf neue Fundamente
stellen. Das seien alles Punkte, die in den heutigen Ausfuhrungen kaum angesprochen
worden seien, zum Teil sei auch angekundigt worden, dass das eventuell nach den
Herbstferien angegangen werde. Auch beim Thema Inklusion erfahre man aus dem
Koalitionsvertrag wenig, wie man gedenke, schulformtbergreifend dem Ziel einer In-
klusionsschule fiir alle tatsachlich ndher zu kommen. Die Ministerin habe ein, zwei
Punkte erganzend erwahnt.

Auch der Schulkonsens musse neu verhandelt werden. Der jetzige Schulkonsens gelte
noch bis 2023 — das sei der SPD-Fraktion sehr wichtig.

Bildung sei die Zukunftsressource des Landes. Dennoch sei Fakt: Immer noch seien
Bildungschancen fur Kinder und Jugendliche ungleich verteilt. Noch immer entscheide
die soziale Herkunft darliber, ob junge Menschen ihre Talente voll entfalten kdnnten.
Man brauche daher eine Schulpolitik, die Bricken baue und Chancen eroffne, die die
Beteiligten mitnehme und Bildungsgerechtigkeit schaffe. Dazu wolle die SPD-Fraktion
beitragen und werde sich mit sachlich fundierten Initiativen einbringen.

Die Ministerin habe bei ihrem Amtsantritt eine Kultur des Dialogs versprochen — nicht
von oben herab, sondern mit allen beteiligten Akteuren im System Schule kooperativ
zusammenzuwirken. Das sei ihr Credo. Das werde die SPD-Fraktion ernst nehmen
und dazu sei die SPD-Fraktion bei aller notwendigen Kritik in diesem Hause bereit.

Prof. Dr. Andreas Pinkwart (FDP) bedankt sich bei Ministerin Feller fir den Bericht
zu ihrer Arbeit. Auch gratuliere er ihr noch einmal herzlich zu der Ubernahme dieses
wahrlich wichtigen Amtes, zumal in so herausfordernden Zeiten. Das sei in dem Bei-
trag deutlich geworden.

Zu Beginn einer Legislaturperiode konnten die jeweiligen Hauser in unterschiedlicher
Weise nach vorne schauen. Man kdnne uUber die gesamte Periode einige Bemerkun-
gen machen, man konne Bemerkungen machen zum Koalitionsvertrag und den Zielen,
die man strategisch dort angelegt habe. Man kdnne aber auch erst einmal das nennen,
was jetzt auf dem Tisch liege und was man in den nachsten Wochen und Monaten
prioritar bearbeiten wolle. Das sei absolut verstandlich.

Gleichwohl hielte er es fur notwendig, wenn Frau Feller doch noch einmal etwas zu
den strategischen Eckpunkten sagen wurde, zum Beispiel zu der Zielzahl 10.000 zu-
satzlicher Lehrerinnen und Lehrer. Das habe sie so nicht vorgetragen. Aber das
musste jetzt als Ziel von der Ministerin gesetzt werden, damit es noch umgesetzt wer-
den kénne. Die Lehrerausbildung brauche funf bis sieben Jahre. Da sei kurzfristig Eile
geboten. Da musse man vielleicht auch unkonventionelle Wege gehen, um den Leh-
rerbedarf zu decken, der akut da sei. Aber man musse, wenn man strategische Ziele
habe, die man nur mittelfristig erreichen konne, frih die Weichen stellen. Deswegen
ware ihm daran gelegen, wenn Frau Ministerin prazisieren wurde, in welchem zeitli-
chen Ablauf sie das vornehme. Erst recht frage er das vor dem Hintergrund der Aus-
fihrung des Finanzministers von Anfang dieser Woche, der zum Ausdruck gebracht
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habe, aufgrund der Entlastungspakete, die Bund und Lander schniren wirden, sei der
finanzielle Spielraum so eng, dass moglicherweise die schwarz-griinen Koalitionsziele
gar nicht umgesetzt werden kdnnten.

Jetzt befinde man sich hier im Schul- und Bildungsausschuss. Da interessiere ihn pri-
oritar, ob die Ziele bei Schule und Bildung umgesetzt werden kdnnten, ob das in Frage
gestellt sei oder nicht. Er halte das flr zentral. In der Regierungserklarung des Minis-
terprasidenten habe man beides gehdrt. Er habe gehdrt, dass der Ministerprasident
den Bund vehement aufgefordert habe, das Entlastungspaket auf den Weg zu bringen,
und er habe deutlich gemacht, dass das Land seinen Beitrag in der Kofinanzierung
leisten werde, so wie es moglich sei. Gleichzeitig habe er zu Recht hervorgehoben,
dass man im Bereich Bildung noch grof3ere Anstrengungen werde unternehmen mus-
sen.

Nun sei die Zielzahl von 10.000 Lehrern — da konne er sich dem, was Frau Engin
gesagt habe, anschlieRen — ein guter Beitrag. Nun misse man sich anschauen, dass
man in den nachsten Jahren anders als in den letzten zehn Jahren nicht mit sinkenden
Schulerzahlen zu rechnen habe, sondern mit steigenden — das habe auch die jlingste
KMK-10-Jahres-Prognose, die bis Anfang 2030 reiche, vor Augen gefuhrt. Aber schon
die vorhandene Prognose, die bisher Grundlage des Regierungshandelns in Nord-
rhein-Westfalen gewesen sei, die auf 2018, 2019 beruhe, sehe schon vor, dass in den
nachsten funf Jahren, also bis 2026/27, die Anzahl der Schilerinnen und Schiler in
Nordrhein-Westfalen um 8,9 % steigen werde. Da seien die ukrainischen Schulerinnen
und Schiler und andere junge Menschen, die durch Zuwanderung hierhin kamen,
noch nicht mitberticksichtigt. Das heil’e, man werde einen deutlichen Aufwuchs an
Schulerinnen und Schilern haben.

Wenn man die jetzt erreichte Schuler-Lehrer-Relation noch einmal deutlich verbes-
sere, und zwar sowohl bei den Stellen als auch bei den besetzten Lehrerstellen, um
rund einen Schuler pro Lehrer, der weniger zu beschulen sei, wenn man das erreichen
wolle — man sei immer noch im unteren Drittel bundesweit, NRW habe Fortschritte
erzielt —, um das mindestens zu halten, wirden die 10.000 Lehrerstellen mutmallich
nicht reichen, sondern es wurden zusatzliche Lehrer bendtigt. Das sei auch strategisch
wichtig.

Er wirde sich wiinschen, vielleicht nicht heute, aber zur nachsten Sitzung mit Blick auf
die neue KMK-Prognose, dass die Ministerin darlege, wie sie sicherstellen wolle, dass
durch klar formulierte Zielzahlen auch die notwendigen Lehramtsausbildungskapazi-
taten geschaffen werden konnten, die notwendige Vorsorge getroffen werden konne,
damit man fir alle Schulformen gut ausgebildete Lehrerinnen und Lehrer in den nachs-
ten Jahren bekomme.

Ein dritter Aspekt, der ihm wichtig sei: Die Ministerin habe es angedeutet, das konne
man vielleicht auch beim nachsten Beratungspunkt diskutieren. Man musse sehen,
dass in den letzten beiden Jahren die Kinder in diesem Land erheblich durch Corona
belastet worden seien. Wenn man sich die Studien ansehe, die inzwischen vorlagen,
dann misse man leider feststellen, dass viele junge Menschen in ihrem Bildungsfort-
schritt erheblich eingeschrankt worden seien. Das aus seiner Sicht Fatale sei, dass
besonders jene jungen Menschen stark eingeschrankt worden seien, die ohnehin
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schlechtere Bildungschancen in ihrem Kontext antrafen. Das seien keine kleinen Zah-
len, es gehe um erhebliche Zahlen, die die Studien nachweisen wirden.

Jetzt komme die Bertelsmann-Studie mit einer neuen Aussage, wonach gerade dieje-
nigen, die Bildungsnachteile hatten, wirden am Arbeitsmarkt die Verlierer des nachs-
ten Jahrzehnts sein. Hier stinden alle vor einer riesigen sozialen Verantwortung. Das
betreffe die Frage der Chancengerechtigkeit im Bildungssystem. Es musse hier noch
viel aufgearbeitet werden bei vielen jungen Menschen. Da gehe es — man habe es im
Plenum jungst diskutiert — auch um schulpsychologische und soziale Themen, aber es
gehe auch um Bildungsinhalte. Es gehe darum, dass diese jungen Menschen Schritt
halten kénnten, dass sie auch ihren Bildungsweg, ihre Talente zur Entfaltung bringen
konnten. Hier ware ihm wichtig, weil es sehr aktuell sei, von der Ministerin zu erfahren,
wie man es erreichen kdnne, dass die aufgelaufenen Defizite in den nachsten Monaten
und vielleicht sogar Jahren auch systematisch, zielgerichtet abgebaut wirden, damit
man nicht eine verlorene Generation bekomme. Das musse auf jeden Fall vermieden
werden.

Carlo Clemens (AfD) gratuliert der Ministerin vonseiten der AfD-Fraktion zu ihrem
neuen Ministeramt. Auch er kindige fur die kommende Legislaturperiode an, dass
seine Fraktion zu konstruktiver Sacharbeit zur Lésung der gro3en schul- und bildungs-
politischen Herausforderungen bereit sei, die schon in den Wortbeitragen zum Teil an-
gesprochen worden seien. Ganz aktuell gebe es die Meldung von der KW zum Sa-
nierungsstau an Schulen in Hohe von 45 Milliarden Euro deutschlandweit. 17 % der
Kommunen sahen den Investitionsstau bei sich vor Ort als gravierend an.

Es gebe den bereits zur Sprache gekommenen Lehrermangel in verschiedenen Schul-
zweigen, und man habe die Folgen der Coronapandemie zum einen psychosozialer
Art, aber auch mit Blick auf die — das Stichwort sei angesprochen worden — Bildungs-
gerechtigkeit. Es seien insbesondere diejenigen getroffen worden, die es ohnehin am
schwersten hatten, die in beengten Verhaltnissen, in bildungsfernen Haushalten leben
wulrden. Seine Fraktion sei bereit, ihren konstruktiven Beitrag dazu zu leisten, dass
man sich diesen Problemen stelle. Er kiindige schon an, dass seine Fraktion die Schul-
digitalisierung als nicht etwas einseitig per se zu Forderndes betrachte. Da musse man
genau differenzieren. Seine Fraktion werde den stationaren Unterricht weiter hochhal-
ten und sehe nicht, dass man um jeden Preis den digitalen Unterricht per se férdern
sollte.

Er finde es schade, dass die berufliche Bildung und die MINT-Forderung in den Aus-
fuhrungen eingangs nur am Rande erwahnt worden seien. Er erhoffe sich von der
Landesregierung Akzente, wie man einerseits dem grof3en Fachkraftemangel, insbe-
sondere im Handwerk, begegnen kdnne, wie man andererseits austarieren konne,
dass man ein ausgewogenes Verhaltnis schaffe zwischen ganzheitlich humanisti-
schem Bildungsanspruch und der MINT-Forderung, die man fur die Erfordernisse des
Arbeitsmarktes brauche. In diesem Sinne auf gute Zusammenarbeit!

Claudia Schlottmann (CDU) schickt voraus, die Probleme im Bereich Schule in Nord-
rhein-Westfalen seien allen in diesem Ausschuss hinlanglich bekannt. Die Ministerin
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habe bei ihrem Amtsantritt deutlich erklart, dass sie mit mdglichst vielen an Schule
Beteiligten in den Dialog eintreten werde. Sie habe in den letzten elf Wochen in her-
vorragender Art und Weise bewiesen, dass sie genau das machen werde, sie hore
den Menschen zu, sie spreche mit den Menschen. Vor dem Hintergrund werde es
niemanden verwundern, dass ihre Fraktion die ersten elf Wochen der Ministerin sehr
positiv und als einen guten Schritt in die richtige Richtung bewerte. Sie freue sich auf
die weiteren Jahre mit ihr.

Vorsitzender Florian Braun erinnert an die Bitte, den Redetext der Ministerin dem
Ausschuss zur Verfiigung zu stellen. Im Ubrigen verweise er darauf, dass der Bericht
bezlglich der 10.000 Lehrerinnen und Lehrer auf die nachste Sitzung verschoben wor-
den sei, sodass die Debatte in der nachsten Sitzung gefuhrt werden sollte.

Ministerin Dorothee Feller (MSB) bedankt sich fur die Hinweise und Rickmeldungen.
Frau Engin habe zu Recht darauf hingewiesen, dass in der Coronazeit die Schulen,
die Schulerinnen und Schiuler sehr belastet gewesen seien. Das unterstreiche sie aus-
drucklich. Das sei fur die Schulen, fur die Eltern, fur die Schilerinnen und Schuler eine
riesen Herausforderung gewesen. Sie finde, man kénne den Lehrerinnen und Lehrern,
den Schulleitern auch dankbar sein, dass sie die Kinder und Jugendlichen durch diese
Zeit gut geschifft hatten, wie sie es gemacht hatten. Das sei insgesamt ein Wunsch
von ihr.

In NRW gebe es rund 200.000 Lehrerinnen und Lehrer. Wie Gberall in der Gesellschaft,
in jedem Unternehmen, in jeder Verwaltung gebe es solche und solche. Man habe
sehr hoch engagierte Lehrerinnen und Lehrer an den Schulen. Sie leisteten gerade
jede Menge. Das sollte man immer wieder betonen. Am Ende des Tages miUsse man
junge Menschen Uberzeugen, dass sie sich nach dem Abitur daflir entschieden, den
Lehrerberuf zu ergreifen. Deshalb sei es wichtig, den Lehrerinnen und Lehrern die
Wertschatzung zu gewahren, die sie auch wirklich verdient hatten. Vollige Einstim-
mung, es gebe eine hohe Belastung. Deswegen sei es auch wichtig — das habe sie
getan —, die Schulsozialarbeit einzubeziehen. Die SPD-Fraktion habe einen Antrag
gestellt, zu dem der Ausschuss gleich komme. Das Thema habe sie im Blick. Da
musse man dranbleiben.

Professor Pinkwart habe die psychische Belastung angesprochen, dass keine Kinder
verlorengingen. Es gebe auch Lernrlickstande bei Kindern. Sie habe mit vielen Lehre-
rinnen und Lehrern, Schulaufsichtsbeamten gesprochen, die sagen wurden, wenn die
Schuler in der siebten oder achten Klasse seien, hatten sie noch Zeit, das aufzuholen.
Aber man musse gucken, was in den Abschlussklassen sei. Dann mussten sich Hand-
werksbetriebe und Wirtschaftsunternehmen darauf einstellen, dass die anders kamen
als vorher. Auch gebe es Nachholbedarf der Viert- und Funftklassler. Das habe mit
Corona zu tun. Das misse man im Blick haben.

Aber auch losgeldst von Corona musse man ehrlich sagen, dass es in dem Schulsys-
tem Jugendliche und Kinder gebe, die nicht mehr zur Schule gingen. Die im Blick zu
haben, damit sie nicht verlorengingen, sei ihr ein grofes Anliegen, sei es ihr auch
schon als Regierungsprasidentin gewesen. Sie habe ja ein Vorleben gehabt. Das sei
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ihr sehr wichtig. Da misse man gucken, dass sich die Schulen mit den Jugendamtern,
mit der Jugendhilfe enger verzahnten. Da gebe es viele tolle Projekte. Es hange ihr
aber zu sehr vom Zufall der engagierten Personen vor Ort ab. Das mit einer Struktur
zu hinterlegen, sei auch eine Aufgabe, der man sich in den nachsten Jahren stellen
musse.

Frau Engin habe gesagt, die Schulleitungen brauchten mehr Angaben beziiglich des-
sen, wann sie in den Distanzunterricht wechseln kdnnten oder nicht. Da gebe es un-
terschiedliche Rickmeldungen wie immer. Man merke das im Schulleben sehr schnell.
Frau Engin komme aus dem Schulleben. Die Meinungen seien vielfaltig. Sie habe mit
Schulleitungen gesprochen, die hatten gesagt, super, man brauche nicht mehr, sie
hatten die Konzepte seit zweieinhalb Jahren in der Tasche, sie hatten selber etwas
gemacht. Aber zur Zeit gebe es ganz bewusst Uber die Bezirksregierungen soge-
nannte Schulleiterdienstbesprechungen, wo genau nachgefragt werde, was fir Ande-
rungswunsche, Optimierungsvorschlage an diesem Handlungskonzept vorlagen. Das
werde man einsammeln. Die Frist laufe Ende dieser Woche ab. Dann werde man das
Handlungskonzept evaluieren. Man musse es eh noch einmal anpacken, um es an die
bundesgesetzlichen Regelungen anzupassen. Dann solle es vor den Herbstferien
noch einmal an die Schulen gegeben werden. Man gucke, wie die Rickmeldungen
seien. Wenn der Wunsch da ware, detailliert etwas reinzuschreiben, werde das auch
erfolgen.

Das Stichwort ,,Schulfinanzierung“ sei angesprochen worden. Das habe sie nicht er-
wahnt, sei aber auch ein Riesenbrett. Auch da sei man dran. Gerade am Beispiel der
Digitalisierung habe sich deutlicher gezeigt — sie rede nicht Uber die Schulpauschale,
nur Uber Schulfinanzierung —, dass man mit den Kommunen in ein Gesprach kommen
musse, um andere Losungen zu finden, wie man die Schule finanziere. Das sei insbe-
sondere bei der Digitalisierung sehr deutlich geworden. Den Stand, den man jetzt im
Bereich der Digitalisierung an den Schulen habe, habe man uber Fordergelder er-
reicht. Das sei auch gut so. Man wolle mit dem Digitalpakt 2.0 gute Ergebnisse in NRW
erzielen. Aber das sei kein Dauerzustand. Irgendwann musse man von der Forderung
rein in eine nachhaltige Schulfinanzierung. Das sei eine Riesenbaustelle. Man habe
sich mit den kommunalen Spitzenverbanden verstandigt, dass man daran jetzt arbei-
ten werde. Das sei aber noch nicht morgen fertig. Wenn man daran gehe, misse man
das auch wirklich strukturell andern.

Prof. Pinkwart hatte noch gerne ein paar Infos, wie das mit dem Thema 10.000 Lehre-
rinnen und Lehrer sei. Herr Braun habe gesagt, der Punkt werde noch einmal auf das
nachste Mal verschoben. Sie wolle aber trotzdem ein paar Infos geben. Das sei der
Punkt, den sie vorhin unter dem Stichwort AG ,Unterrichtsversorgung“ erwahnt habe.
Unterrichtsversorgung hore sich milder an als Lehrermangel, man meine aber das glei-
che. Herausforderung sei, dass man langfristige MalRnahmen treffen misse, am Ende
wolle man qualifiziertes Personal an den Schulen. Das betreffe Lehrer, das betreffe
Schulsozialarbeiter, das betreffe andere in multiprofessionellen Teams. Es sei Ziel,
dass es qualifizierte Personen an den Schulen gebe. Dazu bedirfe es auch, dass man
die Zahl der Studienplatze erhdhen musse. Das sei in der letzten Legislaturperiode
schon passiert. Es seien 1.450 zusatzliche Studienplatze im Bereich Grundschule und
Sonderpadagogik geschaffen worden. Da liefen gerade Verhandlungen mit dem
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Nachbarhaus, dem MKW, die wiederum wirden mit dem FM verhandeln, dann ver-
handele das MKW mit den Hochschulen. Es gebe auch ein Hochschulfreiheitsgesetz.
Um die Frage, wie man da mehr Stellen schaffen konne, liefen die Gesprache. Sobald
man sprachfahig sei, werde der Ausschuss informiert. Das sei langfristig. Bis man das
so weit habe, vergingen sieben Jahre. Das sei noch optimistisch. Eine Hochschule
musse die Platze auch noch einrichten. Das dauere auch noch eine Zeit. Das wisse
Prof. Pinkwart besser als sie. Bis dahin kbnne man aber nicht warten. Auch in dieser
Zeit brauchten die Kinder einen guten Unterricht.

Sie habe jetzt einen Mangel vorgefunden. Das misse man jetzt gemeinsam in den
Griff bekommen. Jetzt werde Uberlegt, wie man Uber kurzfristige und mittelfristige Mal3-
nahmen diesem Mangel gut begegnen konne, immer mit dem Blick darauf, die Kinder
sollten einen guten Unterricht bekommen. Man musse deren Start ins Berufsleben, in
das ganze Leben gut gestalten. Das komme. Das habe sie gemeint. Insofern finde sie
es gut, wenn man den Tagesordnungspunkt auf die nachste Sitzung verschieben
konne. Sie glaube, dass man im Haus dann so weit sein werde, dass man dazu spre-
chen konne.

Die berufliche Bildung wolle sie auch aufgreifen. Das habe sie sehr im Blick. Es sei so,
dass nach wie vor viele Eltern ihre Kinder eher am Gymnasium anmelden wurden,
weniger an den anderen Schulformen. Das sei auch eine Herausforderung. Dazu ver-
halte sich auch der Koalitionsvertrag. Aber die berufliche Bildung sei sehr wichtig. Da
sei man im engen Austausch mit dem MAGS, da gehe es um das Thema KoA, da
gehe es um Fachkraftesicherung. Da liefen die Gesprache. Sie bitte, ihr nachzusehen,
nach elf Wochen musse sie erst einmal gucken, dass man die Themen gut einstiele
und auf den Weg bringe. Dabei sei man jetzt.

Jochen Ott (SPD) bezieht sich zunachst auf die Restrukturierung der Bildungsfinan-
zierung, was auch unter TOP 14 behandelt werde. Die Ministerin habe gesagt, das sei
kompliziert, aber man sei daran. Sein Hinweis aus den Gremien des Stadtetages sei,
dass da nicht der Eindruck entstanden sei, dass die Ministerin da dran sei, dass jetzt
kurzfristig eine gemeinsame Vorgehensweise entstunde. Die Ministerin habe in ihrem
Bericht geschrieben, sie wirde sich gerne auch Gutachten des Landtages angucken
und die gegebenenfalls einbeziehen. Als Erbringer der historischen Kontinuitat weise
er darauf hin, dass vor einem Jahr in einer Runde der Sprecher aller Fraktionen mit
den Gremien der kommunalen Spitzenverbande festgehalten worden sei, dass es
sinnvoll ware, da mal ranzugehen. Die Fraktionen hatten das zum Nachdenken mitge-
nommen.

Anfang des Jahres habe eine zweite Runde mit den Sprechern aller Fraktionen statt-
gefunden. In diesem Gesprach hatten die Fraktionen von AfD, SPD und Grinen ge-
sagt, dass sie es fur richtig hielten, schon vor der Wahl gemeinsam mit den Spitzen-
verbanden ein Gutachten in Auftrag zu geben, das zunachst einmal nur transparent
lege, wer was bezahle. Es sei nicht um Zuweisungen gegangen, sondern nur darum,
Transparenz zu schaffen, weil es so undurchsichtig sei. Das werde hier jeder bestati-
gen, egal, auf welcher politischen Ebene er unterwegs sei: Die Schulfinanzierung aus
den 50er-Jahren sei das nackte Grauen. Es sei eine Einladung zu Intransparenz und
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eine Einladung, die Schuld immer auf andere zu schieben — unabhangig davon, dass
man im Einzelnen gar nicht wisse, was dabei herauskomme.

Es sei einvernehmlich gewesen. Frau Muller-Rech zum Beispiel habe in dem Ge-
sprach gesagt, sie finde das auch richtig, aber vor der Wahl schaffe man das nicht
mehr. Kollegin Schlottmann sei dabei gewesen. Sie habe auch gesagt, man musse es
dann direkt nach der Wahl machen. Jetzt sei man ein Jahr spater. Es sei jetzt notwen-
dig, parteiubergreifend, weil jeder irgendwo regiere, einmal ein unabhangiges Gutach-
ten zu beauftragen, was beschreibe, wer was finanziere. Daher hére sich die Ankln-
digung der Ministerin gut an. Aber das, was er aus den kommunalen Spitzenverbanden
gehort habe, decke das jetzt nicht. Er wurde sich winschen, dass man da einen ge-
meinsamen Schwerpunkt setze. Ohne eine solche Klarung werde man auch be-
stimmte Losungen nicht hinbekommen, Thema ,,Ganztagsfinanzierung“ und ,Rechts-
anspruch®. Die Ministerin habe Digitalisierung selber angesprochen.

Es gebe noch ein paar Themen mehr wie Inklusion, wenn man an Inklusionshelfer und
andere denke. Das sei eine gemeinsame Notwendigkeit. Es sei grof3er politischer Wille
gewesen, insbesondere von den hier Anwesenden, dass man das gemeinsam ange-
hen musse. Er wurde sich winschen, wenn die Ministerin die Pays hochziehen wirde.
Seine Fraktion sei dazu bereit. Die kommunalen Spitzenverbande, die auch von allen
Parteien getragen wurden, wurden darauf drangen. Das sollte man als Parlament an-
nehmen. Dass die Kommunen gemeinsam etwas mit dem Parlament machen wollten,
sei auch nicht selbstverstandlich. Insofern sollte man diese Chance nutzen. Darum
wurde er herzlich bitten.

Dr. Jan Heinisch (CDU) schickt voraus, die klare Sachlichkeit sei sehr wichtig. Das
musse man gerade in der Bildungspolitik schatzen. Alle wissten, dass die Herausfor-
derungen extrem seien. Das sei gerade von der Ministerin sehr gut dargestellt worden.
Zum anderen sei es auch so, dass man es mit vielen Gruppen zu tun habe. Schule sei —
das sei von den verschiedenen Fraktionen gesagt worden — ein komplexes Gebilde.
Es sei wichtig, mit einer klaren Sachlichkeit in die Losung der Themen einzusteigen.
Das gelte fur alle Themenfelder. Das umfasse nicht nur die grundsatzliche Problem-
beschreibung, sondern vor allem die Lésung. Jetzt greife er dem Tagesordnungspunkt
Restrukturierung der Bildungsfinanzierung vor. Die Zeit werde man dann gleich wie-
derum einsparen. Von daher lohne es sich.

Er finde es sehr wichtig und sehr gut, wie es die Ministerin und die Landesregierung in
ihrem Bericht dargestellt hatten, dass dieses Thema angegangen werde, auch von
ministerieller Seite mit den kommunalen Spitzenverbanden. Soweit die Landespolitiker
in den kommunalen Spitzenverbanden unterwegs seien, sei es doch wunderbar, dass
man darauf hinweisen kdnne, wenn da offenbar Missverstandnisse oder irgendwelche
Wissensllcken entstanden seien, dass man sich an dieser Stelle genau diesen The-
menfeldern widme. Wichtig sei bei so komplexen Themen — die Lehrerversorgung sei
schon angesprochen worden —: Alles beginne mit einem ersten Schritt. Diese ersten
Schritte habe die Landesregierung gemacht.

Frau Ministerin habe es dargestellt. Das gelte auch fir den Bereich Restrukturierung
der Bildungsfinanzierung. Er denke, der Ausschuss kdnne sich positiv diesem Thema
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widmen. Wenn das in einem uberparteilichen Konsens dann auch vorangetragen
werde, wirden alle darin in der Tat einen grolien Mehrwert entdecken.

Ministerin Dorothee Feller (MSB) bedankt sich fur die Ausfuhrungen und die Hin-
weise hinsichtlich der Verabredungen aus der letzten Legislaturperiode, die sie gerne
aufgreifen wolle. Sie sei mit den kommunalen Spitzenverbanden im Gesprach. Letzte
Woche habe sie mit dem Vorstand vom Stadtetag gesprochen. Dieses Gesprach
werde nachste Woche fortgesetzt. Sie habe vorgestern mit dem Vorstand vom Stadte-
und Gemeindebund zusammengesessen und werde dies nachste Woche mit dem
Landkreistag tun. Staatssekretar Mauer habe gestern eine Runde mit den Beigeord-
neten der kommunalen Spitzenverbande gehabt, in der klar verabredet worden sei,
dass man sich jetzt enger austausche. Das heil3e bei ihr auch sofort. Bildung einer
Arbeitsgruppe heil3e in ihrem Haus nicht, damit sei ein Haken dran, dann habe man
was geschafft.

(Jochen Ott [SPD]: Das ware neu!)

— Das heile wirklich Schmackes, Schmackes. Man kdnne gerne in Munster nachfra-
gen, die wussten, wie sie das handhabe. Da gehe man mit Elan dran. Das Thema
»ochulfinanzierung®, das Thema ,Lehrermangel® begegne einem auf allen Seiten.
Auch das sei eine Riesenherausforderung insofern, weil es da wirklich um eine Menge
Geld gehe. Sie erinnere an die Wirtschaftskrisen, die auf das Land zukommen wurden.
Das bedeute auch fur die Kommunen eine Riesenherausforderung. Mit den Kommu-
nen werde man viele Diskussionen haben. Es sei besser, wenn man geeint in diese
Diskussion gehe. Die Landesregierung sei offen fiir die Diskussion. Das Thema stehe
oben auf der Tagesordnung.

Vorsitzender Florian Braun bedankt sich fur die Debatte und auch daflr, dass der
Redetext der Ministerin dem Ausschuss zur Verfigung gestellt werde.
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3  Wissenschaftlich belegte Folgen der Pandemie ernst nehmen: psychosoziale
Gesundheit von Kindern, Jugendlichen und Familien im Bildungsbereich
starken!

Antrag
der Fraktion der SPD
Drucksache 18/628

(Uberweisung des Antrags an den Ausschuss fiir Schule und Bil-
dung — federflihrend — sowie an den Ausschuss fiir Familie, Kin-
der und Jugend und den Ausschuss fiir Arbeit, Gesundheit und
Soziales am 31.08.2022)

Dilek Engin (SPD) beantragt namens der SPD-Fraktion eine Anhérung zu dem vor-
liegenden Antrag.

Der Ausschuss beschliel3t, eine Anhérung durchzufiahren.
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4 Aus der Pandemie lernen: Kindertagesstatten, allgemeinbildende Schulen
im Primar- und Sekundarbereich sowie Forderschulen in Nordrhein-West-
falen zur kritischen Infrastruktur entwickeln und den nachsten Herbst vor-
bereiten!

Antrag
der Fraktion der SPD
Drucksache 18/60

(Uberweisung des Antrages an den Ausschuss fiir Schule und
Bildung — federfiihrend — sowie an den Ausschuss fiir Familie,
Kinder und Jugend am 31.08.2022)

Dilek Engin (SPD) beantragt namens der SPD-Fraktion eine Anhoérung.

Der Ausschuss beschliel3t, eine Anhérung durchzufuhren.
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5 Wieistes um den Erhalt des Niederrhein-Kollegs bestellt? (Bericht beantragt
von der SPD-Fraktion [s. Anlage 1])

Bericht
der Landesregierung
Vorlage 18/115

Frank Muller (SPD) legt dar, sechs Monate ohne Ausschuss sei eine lange Zeit. Inso-
fern sammelten sich Berichtswiinsche an. Man habe gerade schon gemeinsam fest-
gestellt, dass die drangenden Herausforderungen im Bildungswesen nicht warteten.
Insofern habe sich das eine oder andere angesammelt. Der Ausschuss habe auch
noch den Ruf zu verlieren als derjenige, der seine Tagesordnung nie habe abarbeiten
kénnen. Es sei vielleicht ein guter Vorsatz, das in Zukunft zu schaffen.

Er bedanke sich fur den schriftlichen Bericht. Es werde auf den Bericht der Landesre-
gierung vom 18. Januar 2022 — Vorlage 17/6339 — verwiesen. Darin sei angeblich alles
ausfuhrlich dargestellt worden. Das mdge sein. Es bleibe aber aus Sicht seiner Frak-
tion falsch, was am Ende die Schlussfolgerung sei, namlich das Niederrhein-Kolleg zu
schliel3en.

Prof. Pinkwart habe tUber moégliche kinftige Verliererinnen und Verlierer am Arbeits-
markt gesprochen. Er wirde das ausdrucklich nicht nur auf die junge Generation be-
ziehen, sondern auch auf Menschen, die zwei, manchmal sogar drei Chancen brauch-
ten. Das Niederrhein-Kolleg sei eine wunderbare Einrichtung, Aufstieg durch Bildung
auch auf einem zweiten Weg oder auf Umwegen zu erreichen.

Das Niederrhein-Kolleg sei die einzige von vier Schulen im Regierungsbezirk Dussel-
dorf, in der einmal im Jahr eine externe Abiturprifung abgenommen werde. Er weise
auch darauf hin, dass beabsichtigte Anderungen bei Wohngeldregelsatzen, BAf6G
und so weiter, auch die Ausweitung im Alter méglicherweise dazu fuhrten, dass auch
die Nachfrage nach solchen Schulformen, nach diesen Angeboten steigen werde. Zu-
mindest sei die SPD-Fraktion der festen Uberzeugung, dass es falsch sei, dann zum
Schluss zu kommen, eine solche Schule im Prinzip vom Markt zu nehmen. Man musse
sich eher die Frage stellen, inwiefern man an der Konzeption arbeiten sollte, um diese
Schulen zukunftsfahig zu machen. Solche Schulen seien notwendig, da sie weitere
Bildungswege eroffneten.

Er erinnere daran — in der letzten Legislaturperiode habe sich die Opposition anders
zusammengesetzt —, dass Kollegin Sigrid Beer vehement fir den Erhalt des Nieder-
rhein-Kollegs hier gestritten habe. Insofern stehe die Frage im Raum, ob das ein
Thema in den Koalitionsverhandlungen gewesen sei und es hier moglicherweise zu
Bewegung komme, diese Einrichtung zu erhalten, oder ob die Landesregierung, das
Schulministerium zu anderen Schlussfolgerungen kommen kénnte.

Seine Fraktion pladiere weiterhin dafur, das Niederrhein-Kolleg nicht zu schlieRen. Im
Prinzip habe man die Argumente in der letzten Legislaturperiode ausgetauscht, ge-
meinsam mit den Kolleginnen und Kollegen aus der grinen Landtagsfraktion.



Landtag Nordrhein-Westfalen -29 - APr 18/12

Ausschuss fur Schule und Bildung 14.09.2022
1. Sitzung (6ffentlich) sd-meg

StS Dr. Urban Mauer (MSB) fuhrt aus, die damalige Landesregierung habe sich die
Entscheidung nicht leicht gemacht. Ausflihrlich seien die Beweggriinde, die Entschei-
dungsgrunde hier dargelegt worden, die wolle er auch nicht alle referieren. Die Lan-
desregierung bedauere die Entscheidung grundsatzlich auch, weil sie die Form eines
Weiterbildungskollegs wie des Niederrhein-Kollegs fur wichtig halte. Es sei schlichtweg
so, dass man bei der Entwicklung, die es genommen habe, abgesehen von Rechts-
vorstoRen, die vorgelegt hatten, am Ende keine 20 Studierenden mehr am Nieder-
rhein-Kolleg habe. Die Prozesse und Verfahren seien anhangig. Die Entscheidung,
zum 31.07. den Schulbetrieb einzustellen, sei Bestandteil. Daran werde auch nichts
mehr geandert werden. Die Entscheidung sei getroffen. Er glaube, da sollte man jetzt
nach vorne schauen.

Die Arbeitsebene des MSB, aber auch er persénlich habe gestern mit dem Oberbiir-
germeister von Oberhausen gesprochen. Es sei das Anliegen der Stadt zu sehen, wie
man am Standort Oberhausen konkret bei dieser Liegenschaft eine Nutzung, die die
Stadt im Bildungsbereich fur notwendig erachte — dazu habe sie auch erste Konzepte
—, ermdglichen kénne. Hierzu habe er auch mit seinem Kollegen Glinnewig aus dem
Finanzministerium gesprochen. Die Landesregierung sehe die Ideen und Konzepte,
die die Stadt Oberhausen in dem Bereich habe, als durchaus sinnvoll an.

Das MSB habe aber keinen Einfluss auf die Entscheidung, sondern es sei der Vermie-
ter, BLB. Er habe mit Oberblrgermeister Schranz vereinbart, dass man zlgig in der
Dreierkonstellation zu einer Absprache Uber das weitere Vorgehen komme, wie man
diese Liegenschaft nutzen kdnne. Da sei das Stichwort Schulplatze eines. Das habe
Ministerin zu TOP 2 vorgetragen. Da seien aber auch die Erweiterung der Schulplatze
jenseits der Frage der Fllchtlinge, die Plane der Stadt Oberhausen im Gesprach. Hier
werde das Ministerium alles positiv flankieren, was eine Ermoglichung und Unterstit-
zung der Raumfrage in Oberhausen angehe.

Frank Miiller (SPD) bedankt sich fur die Ausfihrungen. In dem Bericht werde nicht
explizit erwahnt, ob es eine Nutzung im Bereich Bildung als Nachfolge gebe, zumin-
dest habe er es so nicht verstanden. Nun gebe es aber wohl doch madglicherweise
eine, wahrscheinlich werde es um Schulplatze innerhalb der Kommune gehen. Herr
Mauer habe die Bedeutung der Weiterbildungskollegs unterstrichen, aber gesagt, in
diesem Format habe es aus seiner Sicht keine Zukunft.

Da schlieRe sich die Frage an, ob das MSB konzeptionelle Uberlegungen habe, die
Frage nach neuen Schulstandorten erértere, wie man Bildungschancen fir junge Er-
wachsene sichern und entsprechende Angebote schaffen wolle, damit man die Platze
zumindest nicht ersatzlos streiche, wobei man ein Stlick weit eine Vision in die Zukunft
entwickeln sollte, die nicht nur Uber die nachsten Wochen trage, sondern Uber die
Wahlperiode und daruber hinaus.

MR’in Silke Hinz (MSB) legt dar, auf Arbeitsebene sei das Ministerium stark damit
befasst, konzeptionelle Ideen flir die Schulform zu entwickeln, Standorte in den Blick
zu nehmen, die Schulform attraktiver zu machen, zukunftsfahig zu machen. Das wolle
sie an der Stelle deutlich sagen.
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6 16-facher Lehrplanzwang an der Web-Individualschule (Bericht beantragt
von der SPD-Fraktion [s. Anlage 1])

Bericht
der Landesregierung
Vorlage 18/113

Jochen Ott (SPD) kommt auf die Redewendung der Ministerin, ,wir haben vorgefun-
den, zu sprechen. Er weise nur darauf hin, dass die CDU die letzten flnf Jahre in
diesem Land mitregiert habe.

(Prof. Dr. Andreas Pinkwart [FDP]: Es ist nicht alles schlecht, was
Frau Feller vorgefunden hat.)

— Das habe man gut abgesprochen. Das Stichwort sei auf den Punkt gekommen. Er
schlie3e an das, was Frau Feller vorgefunden habe, an. Er erinnere daran, dass das
Ministerium ein funktionierendes System geandert habe, indem es gesagt habe, es
handele sich um Kinder auf dem ersten Bildungsweg, deshalb konne der zweite Bil-
dungsweg nicht der Abschlussgeber sein. Deshalb missten die Priifungen demnachst
von der Bezirksregierung abgenommen werden.

Daraufhin habe die Bezirksregierung Arnsberg Ubernommen und habe nach einem
Jahr festgestellt, so viel externe Prufungen bedeuteten viel Arbeit. Die Bezirksregie-
rung habe dem Ministerium gesagt, das wirde man alles nicht schaffen. Dann sei man
auf die glorreiche Idee gekommen zu sagen, das lasse man. Im Parlament in der An-
horung sei daruber gesprochen worden. In allen Wortbeitragen der Ministerin und des
Staatssekretars sei darauf hingewiesen worden, es handele sich nicht um eine Schule.
Es sei ein Institut. Dann sei von einem privaten Unternehmen gesprochen worden, das
damit Geld verdiene. Das sei immer wieder das Wording gewesen.

Jetzt sei man in der Situation, dass die Losung, wie das nicht nur mit der Web-Indivi-
dualschule, sondern auch mit der HEBO-Webschule in Monchengladbach in Zukunft
weitergehe, nicht auf dem Tisch liege. Es sei eines der wenigen Angebote, das man
deutschlandweit habe, in denen Kinder, die nicht mehr der Schulpflicht unterlagen, im
Rahmen dieses digitalen Angebots eine Moglichkeit hatten, einen Abschluss zu errei-
chen. Diese Arbeit werde mit der bisherigen Vorgehensweise einfach kaputtgemacht,
oder im Zweifel wirden diese Schulen aus Nordrhein-Westfalen vertrieben. Das kénne
nicht Sinn und Zweck der Ubung sein. Es sei geradezu absurd, eine Digitalschule mit
16 Lehrplanen von 16 Bundeslandern erarbeiten zu lassen.

Er teile ausdrucklich den letzten Satz, wonach es immer Ziel sei, Kinder in das Regel-
system zurtickzuflhren. Es sei auch richtig — das habe man gemeinsam im Landtag in
einer groRen Anhorung festgehalten, die Grinen hatten einen Antrag gestellt, die An-
hérung sei durchgefuhrt worden, die Hinweise aus der Anhérung seien damals von
Sigrid Beer aufgenommen worden —, man sei gemeinsam der Auffassung gewesen,
dass es richtig sei, ein Angebot zu schaffen. Aber auch ein neues Angebot kdnne nicht
ausschliel3en, selbst wenn das Netz dann enger werde, dass es Kinder gebe, die durch
das Netz fielen. Es gebe eine bestimmte Anzahl von Kindern insbesondere im Bereich
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des Autismus, aber auch mit anderen Erkrankungen, die nicht am Regelsystem teil-
nehmen konnten.

Nun gebe es einen Jugendhilfetrager. Im Gesetz sei ausdrucklich geregelt, dass im
Rahmen von Jugendhilfeeinrichtungen ein Schulabschluss nachgeholt werden kénne.
Das Beste sei auch, dass der Staat selber, namlich das Jugendamt, in dem Fall das
Jugendamt der Stadt Bochum, die Dinge ausgehandelt habe. Sie ndhmen ja nicht
Geld, wie sie es gerne hatten, sondern es seien Tarife, die mit der staatlichen Behorde
verabredet seien, an der Stelle dem Jugendamt. Frau Ministerin habe angeboten, mit
ihr fachlich Uber die Dinge zu sprechen. Er bitte die Ministerin intensiv, fachlich an
dieser Stelle eine Lésung zu finden, die nicht zu absurden Situationen fihre, beispiels-
weise einem Weggang dieser sinnvollen Einrichtung.

Die Stadt Bochum sei bereit, Uber ihre Volkshochschule zukiinftig Prifungen wieder
abzunehmen, das heile, zu den Losungen zurickzukehren, die es vor 2018 gegeben
habe. Im Rheinland wirde man sagen, das sei eher eine ,Kdlsche Lésung®. Im Ge-
gensatz zu anderen Losungen aus Westfalen finde er es nicht schlecht, wenn es rhei-
nische Lésungen gabe, namlich immer dann, wenn eine Schwarz-weil-Lésung am
Ende zu keinem besseren Zustand fuhre. Die Ministerin habe mehrfach gesagt, dass
die Kinder ihr am wichtigsten seien.

Er habe sich personlich mit einigen der Schulerinnen und Schuler unterhalten. Es sei
wirklich so, dass flr diese Kinder, die keiner Schulpflicht mehr unterlagen, diese Web-
Individualschule und die HEBO ein wirklich gutes Angebot seien. Er bitte, diesen bei-
den Schulen eine Chance zu geben. Er werbe auch dafir, dass man perspektivisch
ahnlich wie beim offenen Ganztag beispielsweise sage, solche Trager mussten in Zu-
kunft Partner einer Gesamtschule werden zum Beispiel, weil man da alle Bildungsab-
schlisse machen kdnne. Man sollte also perspektivisch sagen, dass die Schulen einen
Partner suchten, es gemeinsam machten und versuchen sollten, Jahrgang fur Jahr-
gang die Kinder stundenweise zuruckzufuhren. Das finde er von der anderen Seite her
kommend als durchaus denkbar. Er bitte, das nicht kaputtzumachen. Man sei dabei,
ein wertvolles Instrument zu verlieren. Das fange beim Wording an. Damals habe es
immer ,Institut“ geheilRen. Er glaube, man wirde hier dem Land einen Barendienst
erweisen. Vielleicht gebe es die Mdglichkeit, dass sich die Ministerin das angucke,
dass man gemeinsam eine Lésung finde, die Perspektive biete.

Noch mal, die Stadt Bochum sei bereit, diese Prifungen Uber die Volkshochschulen
dann auch rechtlich sicher und sauber abzuwickeln. Er sei sich sicher, dass man mit
der Stadt Monchengladbach, was die Volkshochschule da angehe, eine ahnliche Lo6-
sung finden kdnne. Das sei groldes Anliegen. Das wolle seine Fraktion prominent deut-
lich machen.

Lena Zingsheim-Zobel (GRUNE) stellt heraus, es sei richtig, dass die Web-Individu-
alschule und auch die HEBO-Webschule in Monchengladbach in besonderer Weise
denen einen Bildungserfolg, eine Schullaufbahn ermdglichten, die es sonst im beste-
henden Regelsystem deutlich schwieriger hatten. Deswegen sei die Arbeit, die diese
beiden Institutionen machten, richtig und wertvoll. Es sei traurig, dass momentan die
Rechtslage so sei. Sie pladiere dafur, dass man die KMK in die Verantwortung nehme,
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neben einer Online-Schule weitere HilfsmalRnahmen und Differenzierungsmoglichkei-
ten, individuelle Férderung auf den Weg zu bringen. Man misse da genau hinschauen
und perspektivisch gucken, welche Projekte man genau fur die Forderung von solch
spezifischen Fallen flr die Schilerinnen und Schuler im Sinne von Partizipation und
Bildung fur alle man unterstutze.

Ministerin Dorothee Feller (MSB) unterstreicht, da werde ein tolles Engagement ge-
leistet. Von der Webschule wirden genau die Kinder in den Blick genommen, die es
eh schon schwer hatten. Sie brauchten eine gute Bildung. Deswegen habe man den
Gedanken geklaut und biete ein vergleichbares Modell als staatliche Schule an. Dar-
Uber sei der Ausschuss informiert worden.

Zuruck zu Bochum, Moénchengladbach: Sie bitte Frau Overbeck, die rechtliche Situa-
tion darzustellen. Das dirfe man nicht ausblenden. Von der KMK werde man ange-
sprochen, was man da mache, weil es bundesweite Auswirkungen habe, weil man dort
auch Schulerinnen und Schuler aus anderen Bundeslandern habe.

Sie schicke vorweg, nehme das gerne noch einmal mit und fuhre gerne Gesprache mit
Bochum, auch mit der Institutsleiterin, ob man da gemeinsam eine Lésung finde. Man
brauche eine rechtlich saubere Losung. Rechte kdnne man gut anwenden, man kdonne
viel analysieren und auslegen. Man musse gucken, dass man da auch mit Blick auf
andere Bundeslander einen Abschluss schaffe, der in anderen Bundeslandern aner-
kannt werde, dass man da keinen Sonderweg gehe. Die anderen Bundeslander mach-
ten das so nicht. Das heif3e nicht, dass man mit einem guten Beispiel vorangehe.

Das Ministerium erkenne das Engagement, das in dem Institut in der Webschule be-
stehe, an. Man nehme das mit. Sie bitte, einmal auch die rechtlichen Ausfuhrungen zu
horen.

LMR’in Stefanie Overbeck (MSB) erlautert die rechtliche Lage. Wenn Schulerinnen
und Schdler nicht die 6ffentliche Schule regular besuchten, dann misse das Land ei-
nen Weg bereitstellen, damit diese Personen gleichwohl einen Schulabschluss erwer-
ben kdnnten wie alle anderen, die eine &ffentliche Schule besuchten oder besucht hat-
ten. Das sei die sogenannte Externenprifung.

Sinn und Zweck der Externenprifung sei es, einen Abschluss zu verleihen, der die-
selbe Wertigkeit habe wie der Abschluss, der originar an der 6ffentlichen Schule er-
worben werde. Das Konstrukt, das die Individualschule gepflegt habe, sich eines Drit-
ten zu bedienen, hier einer Volkshochschule, um ihren Kursteilnehmern den Erwerb
des Abschlusses zu ermoglichen, sei gesetzlich so nicht vorgesehen gewesen. Es sei
die gute und richtige Rolle der Verwaltung, dass sie ihr Handeln an geltendem Recht
orientieren musse. Insofern sei das Verfahren, dass in der Web-Individualschule prak-
tiziert worden sei, fur die Zukunft so nicht tragfahig. Man habe versucht, dass der Web-
Individualschule zu vermitteln und einen Weg zu finden, namlich Uber die Externen-
prufung. Das sei dann der regulare Weg, um den Kursteilnehmerinnen und Kursteil-
nehmern den Erwerb des Abschlusses zu ermaoglichen.
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Alle Bundeslander boten Externenprifungen an. Die Externenprufungen, die in Nord-
rhein-Westfalen geregelt seien, richteten sich tatsachlich an Kursteilnehmerinnen und
Pruflinge, die ihren Wohnsitz in Nordrhein-Westfalen hatten. Das habe auch so die
Rechtsprechung bestatigt. Es sei bekannt, dass es aus Anlass der Meinungsverschie-
denheiten um die Individualschule auch Gerichtsverfahren gegeben habe. Dabei sei
die Position des Landes voll umfanglich bestatigt worden, auch mit Blick darauf, dass
man die Web-Individualschule im Rechtssinne nicht als Schule betrachten kénne.

Jochen Ott (SPD) raumt ein, er sei kein Jurist. Er sei aus Uberzeugung Lehrer gewor-
den. Fur ihn stelle sich die Frage, wofur man Schulgesetze mache. Sie seien am Ende
letztlich zum Wohle der Kinder und Jugendlichen da. Auch eine Schulpflicht gebe es
zum Wohle von Kindern und Jugendlichen. Man wolle, dass sie nach Mdglichkeit an
diesen Ort gingen, wo sie sich gemeinsam treffen kdnnten.

Jetzt habe man hier eine Situation, die aufgrund der aktuellen Entwicklung der Digita-
lisierung neue Mdglichkeiten eréffne. Das Schulgesetz sei veraltet. Im Schulgesetz
stehe, dass Amter dieses Landes, nicht die Eltern, der Staat selber, der diese Gesetze
gemacht habe, bescheinigten, dass bestimmte Kinder nicht schulfahig seien. Es sei
klar, sie kdnnten nicht zur Schule gehen, missten das auch nicht. Das heile, es gebe
eine amtliche Feststellung, sie konnten nicht zur Schule gehen. Nun stelle sich die
Frage, wie man mit diesen Kindern umgehe, wenn im Schulgesetz stehe, die einzige
Mdglichkeit, sie zu beschulen, seien Jugendhilfeeinrichtungen. Digitale Angebote
seien bisher nicht vorgesehen, weil es das friher nicht gegeben habe. Da habe es
stationar im Zweifel sehr teure Jugendhilfeeinrichtungen gegeben, um das zu ermdég-
lichen.

Mit der Digitalisierung gebe es jetzt die Moglichkeit, etwas Kinder- und Jugendfreund-
liches zu machen. Die Kinder und Jugendlichen seien im Zweifel zuhause, konnten
aber trotzdem ein besseres Angebot bekommen, um — Frau Overbeck habe es gerade
gesagt — sie zu einem Abschluss zu fuhren. Es miUsse oberstes Ziel sein, dass diese
Kinder, auch wenn sie an Autismus oder an einer Glasknochenkrankheit litten, eine
Moglichkeit hatten, am Ende einen Schulabschluss zu bekommen. Das musse das
hochste Ziel sein.

Er erwarte von einem Ministerium — er schatze Herrn Kollegen Schrapper, der jetzt im
Ruhestand sei, sehr, keine Frage, er sei ein Verwaltungsjurist, er habe ihm immer ge-
sagt —, dass es dann sage, wie der Gesetzgeber handeln miusse, damit es mdglich
werde, aus Sicht des Kindes einen Abschluss zu gewahrleisten.

Jetzt werde dem Ausschuss gesagt, das gehe rechtlich nicht Gber die Volkshochschu-
len. Dann sollte man einen anderen Weg wahlen. Wenn der andere Weg bedeute,
dass die Bezirksregierungen mehr arbeiten mussten oder mehr Personal brauchten,
dann musse man daruber reden und es musse bewerkstelligt werden.

An Frau Feller gewandt, fahrt der Redner fort, er wisse nicht, ob die Ministerin Gele-
genheit gehabt habe, in diesem Fall mit den Betroffenen zu sprechen. Es sei so, dass
man uber Kinder rede, fur die diese Prufung ein ganz anderer Stresslevel sei als fur
viele andere. Wer sich intensiv mit Fragen des Autismus beschaftigt habe, wisse, wie
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hoch problematisch es manchmal sein kdnne, angefangen von Kindern, die sich im
Schrank versteckten, bis hin zu Kindern, die sich bei Prifungen selbst gefahrdeten. In
diesen Situationen brauche es Padagogen, Vertrauenspersonal, die dabei seien. Des-
halb seien Prufungsdurchfihrungen, tUbers Land verteilt, wo die Padagogen, die das
machten, Uberall hinfGhren, menschlich nicht in Ordnung und nicht verninftig. Also
muisse man eine andere Lésung finden.

Er finde es beschamend, dass das in anderen Bundeslandern nicht auch diskutiert
werde. Das interessiere ihn aber nicht. Fakt sei, dass aus dem ganzen Bundesgebiet
Leute sehnsuchtig auf die Suche gegangen seien, um diese beiden Fernschulen zu
finden, um fur ihre Kinder eine Perspektive zu schaffen.

Er finde es gut, wenn Frau Zingsheim-Zobel sage, das wolle man auch bei der KMK
anpacken. Sein Vertrauen in die KMK und die Einigungsfahigkeit von 16 Bundeslan-
dern sei nicht sehr ausgepragt. Er streife das leidige Thema Sommerferien kurz. Alle
hatten sich dartber geargert. Wenn man jetzt finf Jahre warte, seien die beiden Schu-
len platt oder nicht mehr in NRW. Seine Bitte ware Machen, dem Schulausschuss ei-
nen Vorschlag vorzulegen, wie man das machen konne.

Angesichts der psychischen Erkrankungen und der vielen Rickmeldungen, die er am
Anfang des Schuljahres bekommen habe — es habe keine Inklusionshelfer gegeben,
Kinder hatten nicht in die Schule gehen kdnnen, weil die Schulen sich geweigert hat-
ten, ohne Inklusionshelfer das zu ermdglichen, Leute am Telefon hatten mit Tranen
gesagt, sie kdmen nicht weiter —, beflrchte er, dass man in den nachsten Jahren eher
mehr Kinder haben werde, fur die vielleicht am Ende ein solcher Fall eintrete. Dafur
brauche man ein Angebot. Das, was vorbereitet werde, werde das Netz engmaschiger
machen. Aber man werde trotzdem noch Kinder haben, die da durchfielen. Um die
gehe es. Das seien Ausnahmen, uber die man hier rede. Man redete nicht Uber tau-
sende von Kindern in Nordrhein-Westfalen, sondern man rede vielleicht, in beiden
Schulen zusammengenommen, Uber 200, 250, 300 Kinder. Jedes einzelne Kind zahle.

Wenn man das mit glnstigen, einfachen Moglichkeiten 16sen kdnne, dann dirfe es
doch nicht am Ende an einer Prufung scheitern, zumal der Staat selber Uber die Ju-
gendhilfe 90 % der Kinder selbst finanziere. Der Staat bezahle es eh, linke Ta-
sche/rechte Tasche. Deshalb verstehe er nicht, warum man hier nicht Idsungsorientiert
vorgehe. Er habe sich gefreut, dass Frau Ministerin gesagt habe, sie nehme das noch
einmal mit. Man biete jede Unterstitzung an dieser Stelle an, weil man glaube, dass
es gut ware, jetzt eine ,rheinische Losung® zu finden. Zumindest der Ausschussvorsit-
zende werde zustimmen, dass das nicht vorurteilsbelastet sei, sondern dass das
durchaus zu vernunftigen Lésungen fihren kénne.

Dr. Jan Heinisch (CDU) schickt voraus, er sei Jurist. Jura sei gar nichts Hyperkom-
plexes. Probleme, die gar nicht so schwierig seien, sollte man auch nicht als solche
aufbauschen. Ordnung musse sein, sogar in der Schule. Das sei nicht ein Satz von
ihm, sondern von Erich Kastner. An dieser Stelle sei es sehr wohl mdglich, Abschlisse
zu machen. Nun handele es sich bei diesem Punkt nicht um einen Sachantrag, sondern
interessanterweise um eine Berichtsanfrage. Er sei nicht Mitglied des Schulausschusses
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gewesen. Er habe ein paar Dinge gelernt, wer was in der vergangenen Wahlperiode
gesagt habe.

Hier kimmere man sich um ein Thema. Er entnehme dem Bericht, dass sich das Mi-
nisterium um dieses Thema kiimmere, und zwar sogar so, dass man offenbar im gro-
Ren Konsens uber alle Fraktionsgrenzen hinweg ein solches Angebot fur sinnvoll er-
achte. Dass da jetzt auf einmal Inklusionshelfer in eine Thematik hineinkdmen, wo man
es mit Schilern zu tun habe, die von der Schulpflicht befreit worden seien, habe er
noch nicht ganz verstanden.

An dieser Stelle suche man nach sachlichen Losungen. Nun sei es so, dass man sich
hier am Standort Nordrhein-Westfalen befinde und man sich diesen Ansatz staatlicher-
seits zu eigen gemacht habe, was seine Fraktion fir richtig halte, wortber man zukunf-
tig reden musse. Nun habe man es hier mit einem Anbieter zu tun, der in Form einer
Gesellschaft mit beschrankter Haftung firmiere. Dieser Anbieter erschlielRe Uber die
Grenzen des Bundeslandes NRW hinaus sein Schulerpotenzial und seine Kostentra-
ger, wobei an dieser Stelle das Prufungssystem so abzuwickeln sei — das sei ihm wich-
tig —, dass die Schiulerinnen und Schiler nicht wegen nordrhein-westfalischer Landes-
rechtsprobleme, sondern wegen der Frage des Rechtes anderer Bundeslander einen
Schulabschluss nur so erlangen kénnten.

Das sei ein Thema, das aul3erhalb dieser Hallen liege. Es mUsse genau da diskutiert
werden — Frau Zingsheim-Zobel habe es gesagt —, namlich in der KMK. An dieser
Stelle habe man es mehr mit Fragen anderer Bundeslander als mit den Fragen NRWs
zu tun. Wenn man die Regeln auf Kinder, Jugendliche, Schilerinnen und Schiiler an-
derer Bundeslander anwenden musse, komme man zu dieser Regelung, die erschop-
fend dargestellt worden sei. Die Lésung lasse sich daruber finden. Er erkenne beim
Ministerium deutlich die Losungsbereitschaft, den Losungswillen. Wenn das dann
noch mal mit der Schulleitung besprochen und ihr vermittelt werde, sei das auch sehr
wertvoll. Er personlich sei in diesem Zusammenhang ausdrucklich kein Freund von
,rheinischen Losungen®, weil man es hier mit Schulabschlissen zu tun habe, mit de-
nen Jugendliche, junge Menschen nachher einen weiteren Bildungsweg anstreben
wulrden. Die Schulabschlisse mussten die Grundlage legen, und zwar rechtssicher,
sodass sie innerhalb dieser Republik und vielleicht sogar Uber die Grenzen dieser Re-
publik hinaus anerkannt wirden. Sie mussten gleichwertig sein mit den Abschlissen,
die ansonsten an den Schulen, fur die sie nicht schulpflichtig seien, erworben werden
konnten. Das musse oberstes Ziel sein.

Wenn man versuche, das nicht aus dem Blick zu verlieren, sei man bei einem guten
Verfahren. Er denke, dass sich dieses Thema dann auch sehr wohl 16sen lasse. Das
Ministerium habe es bewiesen. Er denke, die Web-Individualschule werde da entspre-
chend ihre Bereitschaft tatkraftig untermauern. Dann sei es vielleicht so, dass dieses
Thema baldig einer Losung zugefuhrt werde. Er sei da jedenfalls sehr optimistisch,
rege an, das auf dem Boden des Rechts zu machen.

Vorsitzender Florian Braun geht davon aus, dass es nicht das letzte Mal gewesen
sein werde, dass der Ausschuss daruber spreche.
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7  Schutz vulnerabler Schiiler:innengruppen (Bericht beantragt von der SPD-
Fraktion [s. Anlage 1])

Bericht
der Landesregierung
Vorlage 18/117

Silvia Gosewinkel (SPD) bedankt sich fur die Beantwortung der Fragen zum Thema
,Schutz vulnerabler Schiler:innengruppen®. Zum einen gehe es um die Schilerinnen
und Schuler mit Vorerkrankungen, aber auch um diejenigen, die aus einem Haushalt
kamen, in dem eine akute Erkrankung vorherrsche, sodass es auch um die Familien
gehe. Zum einen stehe in dem Bericht, dass die FFP2-Masken laut der Verordnung
weiterhin freiwillig getragen werden kdnnten. Es gehe um die Schilerinnen, die zum
Selbstschutz darauf angewiesen seien, diese zu tragen.

Da wusste sie gerne, ob es weitere Finanzierungsmaoglichkeiten gebe neben dem Hin-
weis zum SGB |l und SGB XlI — das sei das Eine. Beim Thema Distanzunterricht sehe
es so aus, als wenn es den Schulen obliege, das durchzusetzen. Das sei auch von
den Eltern und Arzten abhangig. Sie wiisste gerne, ob seitens der Landesregierung
geplant sei, dass es in Zukunft einen Rechtsanspruch auf Distanzunterricht fir die
Schulergruppen mit Vorerkrankungen beziehungsweise die Familien geben solle.

Ministerin Dorothee Feller (MSB) kommt auf die FFP2-Masken zurilck. Es seien Ge-
sprache mit dem MAGS uber das Bildungs- und Teilhabegesetz gefuhrt worden, ob
man darliber auch die Maske mitfinanzieren kénne. Das sei wohl nach den Forder-
richtlinien, die derzeit fur das Bildungs- und Teilhabegesetz galten, nicht moglich. Von
daher bleibe es bei der Aussage, dass seitens des Landes keine zusatzlichen FFP2-
Masken finanziert werden kdnnten.

MDgt Oliver Bals (MSB) gibt an, das, was Frau Ministerin zu den FFP2-Masken und
den Finanzierungsquellen gesagt habe, sei abschliel3end. Es gebe im Landeshaushalt
daflr keine Mittel. Das sei der eine Punkt.

Ob es ein Recht auf Distanzunterricht gebe, dazu misse man sagen nein. Fur diese
Gruppe, fur einzelne Schilerinnen und Schuler gebe es in der Distanzunterrichtsver-
ordnung durchaus das Recht. Das sei aber ein Recht, das die Schulleitung durch eine
entsprechende Erklarung einraume, am Distanzunterricht teilzunehmen. Das sei ein
individueller Distanzunterricht. Aber es gebe keinen Rechtsanspruch darauf, dass in-
dividuell Distanzunterricht eingesetzt werde.



Landtag Nordrhein-Westfalen - 37 - APr 18/12

Ausschuss fur Schule und Bildung 14.09.2022
1. Sitzung (6ffentlich) sd-meg

8 Lehrkraftefortbildung: zeitgemaRe und passgenaue Weiterentwicklung der
Lehrerfortbildung (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 1])

Bericht
der Landesregierung
Vorlage 18/101

Dilek Engin (SPD) bedankt sich fur den Bericht. Daraus konne sie entnehmen, dass
die Arbeitsergebnisse und Vorschlage der Projektgruppe mit Ablauf der 17. Legislatur-
periode beendet seien. Sie habe aber erfahren, dass das fertige Konzept schon seit
Anfang des Jahres vorliege. |hre Fraktion wirde gerne wissen, warum der Ausschuss
die Ergebnisse noch nicht erhalten habe bzw. wann die Ergebnisse prasentiert werden
sollten und ob die Ministerin sagen konne, was einen da erwarten werde.

Ministerin Dorothee Feller (MSB) bestatigt, das Konzept liege vor. Sie wirde das
gerne beim nachsten Mal im Ausschuss vorstellen. Was die weiteren Fragen betreffe,
bitte sie Herrn Filmer um Beantwortung.

LMR Dr. Fridtjof Filmer (MSB) legt dar, die Vorschlage, die aus einer Projektgruppe
auf der Grundlage eines Expertenberichts entstanden seien, den der Landtag Ende
2019 zur Kenntnis genommen habe, seien in einem Entwurfsstadium im Frihjahr die-
ses Jahres fertiggestellt worden. Er kdnne an der Stelle daflr werben, dass es sich bei
der Lehrerfortbildung um ein komplexes Vorhaben handele. An der Lehrerfortbildung
seien viele Institutionen und Personen, auch nebenamtlich beteiligt. Das System sei
eng verflochten mit Schulaufsicht, mit Schulentwicklung, auch mit den bildungspoliti-
schen Entwicklungen in einer neuen Legislaturperiode. Es sei in gewisser Weise ein
nachfolgendes System zu dem, was auch an Schule wichtig sei, was sich in Schule
entwickele, insbesondere im Bereich des Digitalen. Insofern sei das keine Reform, die
man kurz vor Ende einer Legislaturperiode aus dem Stand einfach hatte umsetzen
konnen. Das sei auch nichts, was man aus dem Stand zu Beginn einer Legislaturperi-
ode in dieser Komplexitat umsetzen konne.

Prof. Dr. Andreas Pinkwart (FDP) merkt an, in dem Bericht sei ein Link zu dem Ex-
pertengutachten angegeben worden. Wenn man den anklicke, bekomme man den
Hinweis ,Datei nicht gefunden®. Das sei auf der Homepage so nicht verfugbar. Viel-
leicht brauche man einen anderen Link.

Vorsitzender Florian Braun erwidert, wenn man den Link abtippe, funktioniere er.
Wenn man ihn antippe, funktioniere die Zeichenerkennung wohl nicht vollstandig.
Wenn man auf die letzten Zeichen achte, funktioniere es.

Jochen Ott (SPD) merkt an, auch im Rahmen von Anhdrungen sei darliber gespro-
chen worden. Herr Filmer vom Ministerium habe zu Recht gesagt, dass es einen Ex-
pertenbericht gegeben habe. Dann sei dartuber diskutiert worden und immer wieder
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mit Kleinen Anfragen nachgehakt worden. Die alte Landesregierung, auch der Staats-
sekretar hatten erklart, dass der Bericht vorliege. Er sei auf alle Falle Anfang des Jah-
res da gewesen.

Wenn man einen Bericht mache und sage, man musse das prufen, wundere es ihn
schon. Normalerweise sollte das etwas sein, wobei ja der eine Regierungspartner nicht
ausgetauscht sei, was breit besprochen und notiert worden sei. Er hatte sich ge-
wulnscht, dass man in den Bericht schreibe, es sei fertig, es komme jetzt. Das hatte
man machen konnen, vielleicht fur das nachste Mal. Er sei froh, dass die Ministerin
angekundigt habe, dass sie es in die nachste Sitzung bringe. Es ware wirklich an der
Zeit. Bei diesem Thema laufe die Zeit davon. Man habe den Eindruck gehabt, deshalb
habe seine Fraktion den Bericht beantragt, es werde wieder lange geschoben. Durch
eine Klarstellung wie heute kbnne man so etwas in Zukunft vermeiden. Dann brauche
man die Berichte gar nicht zu diskutieren.

Vorsitzender Florian Braun halt fest, den Vorschlag des Ministeriums flr die nachste
Tagesordnung nehme er gerne mit auf.

Ministerin Dorothee Feller (MSB) bestatigt, so sollte man es verabreden. Der Bericht
der Expertenkommission liege vor. Mit dem Link werde man noch einmal schauen,
eigentlich misse er funktionieren. Bei ihr jedenfalls habe er funktioniert. Daraus kénne
man verschiedene Schllisse ziehen. Man sollte der neuen Ministeriumsleitung auch
die Chance geben, das hausintern zu diskutieren. Der Bericht sei zugesagt fur die
nachste Ausschusssitzung, wenn alle einverstanden seien. Dann wurde sie das gerne
vorstellen.

Vorsitzender Florian Braun gibt an, den Link werde man gerne noch einmal rund
schicken, damit alle vollumfanglich informiert seien.
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9  Wie steht es um die Lehrkrafteversorgung zum Schuljahresbeginn 2022/20237?
(Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 1])

Bericht
der Landesregierung
Vorlage 18/116

Die Beratung wird vertagt.
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10 A 13 fur alle — wann und fur wen? (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion
[s. Anlage 1])

Bericht
der Landesregierung
Vorlage 18/124

Dilek Engin (SPD) betont, dem Bericht kdnne sie enthehmen, dass die Besoldung
nach A 13 eingeflihrt werden solle. Allerdings fehle noch ein konkreter Zeitplan. Sie
frage, welchen Zeitplan die Landesregierung fur den Gesetzentwurf und fir die an-
schlielRende Umsetzung des Stufenplans vorsehe. Diese Angaben fehlten noch.

Ministerin Dorothee Feller (MSB) verweist auf die Frist, 100 Tage. Das laufe Anfang
der Herbstferien ab. Dazu sei das Ministerium in engem Austausch mit dem Finanzmi-
nisterium. Sie sei optimistisch, dass man die ersten 100 Tage einhalten kénne. Im
Moment misse man aber die Verhandlungen abwarten. Die Gesprache liefen auf
Hochtouren. Das sei ihr eine Herzensangelegenheit, auch aus den vielen Grinden,
die bereits genannt worden seien, warum das wichtig sei.

Dr. Jan Heinisch (CDU) betont, der Zukunftskoalition sei das Thema A 13 ein grol3es
Anliegen. Das sei im Ubrigen ein sehr aufwéndiges Projekt, sowohl aufwéndig finanzi-
ell als auch aufwandig in der Ausgestaltung und Abwicklung. Der Ministerprasident
habe die 100 Tage ins Spiel gebracht, damit auch eine klare Marke gesetzt. Er finde
es sehr befremdlich, dass man am Tag 80 schon frage, wo die Sachen blieben. Das
moge irgendwelchen politischen Argumentationen geschuldet sein.

Wichtig sei an dieser Stelle, dass deutlich sei, dass dieses hochkomplexe Vorhaben —
er sei der Ministerin sehr dankbar — von der Landesregierung mit Verve — mit ,Schma-
ckes®, wie die Ministerin selber gesagt habe — angepackt werde. Er freue sich, dass
dieses wichtige Vorhaben der Zukunftskoalition dann dort auch einen entsprechenden
Weg gegangen sei. Mit diesem Bericht bestehe die Gelegenheit, das noch einmal zu
unterstreichen. Am Ende werde man sich diesem Thema Schritt fur Schritt zeitnah
nahern. Damit werde dem, was viele in dem Bereich erwarteten, entsprochen, sowohl
was die Attraktivitat des Berufes angehe — viel sei dazu bereits gesagt worden —, das
umfasse auch das Signal der Wertschatzung fur diese Tatigkeit und fur die Lehrberufe
allgemein. Das werde entsprechend ausgesendet. Von daher kdnne der Ausschuss
nicht haufig genug Uber dieses Thema reden. Er sei der SPD sehr dankbar fur die
Berichtsanfrage. Dass es jetzt in die Umsetzung gehe, sei das wichtige Signal, dass
man — er freue sich sehr dariber — von der Landesregierung hore.

Prof. Dr. Andreas Pinkwart (FDP) kommt auf den Hinweis der Bezeichnung der jet-
zigen Koalition durch Herrn Heinisch zu sprechen. Alle die hier séallen — er nehme
Herrn Clemens aus, der mit seiner Partei nicht an Regierung beteiligt gewesen sei —,
konnten seit Einfuhrung des Bachelor/Master als Fraktionen zweier Landesregierun-
gen, 2005 bis 2010 sowie 2017 bis 2022, sagen, hier gehe es nicht um ein Zukunfts-
thema. Hier gehe es darum, dass die vier anderen Parteien, die er meine, nicht das
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Notwendige in der Vergangenheit getan hatten. Das musse man klar sagen. Er sei
damals Wissenschaftsminister gewesen, als er mit Frau Sommer und Herrn Linssen
zusammen dieses Reformvorhaben fur die Landesregierung habe aufsetzen durfen.
Er erinnere an die Baumert-Kommission, Max Planck — alles sei super fundiert.

Nun musse man ehrlicherweise sagen, seinerzeit, als es aufgesetzt worden sei, sei
der Systemwechsel angegangen worden. Es habe noch keine Lehrerinnen und Lehrer
gegeben, die mit einem Masterabschluss von den Hochschulen gegangen waren. Na-
tarlich habe man sich auch diese Frage innerhalb der Landesregierung damals ge-
stellt. Man habe sich diese Frage stellen mussen. Sie sei erortert worden zwischen
den Hausern, auch mit dem Finanzminister, dass es eine Wirkung haben musste, dass
es einer Vorsorge bedurfe. Es habe zwei rot-grine Landesregierungen gegeben, die
sich dann auch schon mit der Umsetzung hatten auseinandersetzen mussen, well
dann die ersten Masterabsolventinnen und -absolventen in die Schulen gekommen
seien. Da ware schon eine Umsetzungsnotwendigkeit gewesen.

Das sage er auch fur die letzte Landesregierung. Er habe nicht die Verantwortung tber
diesen Aufgabenbereich gehabt. Die alte Landesregierung habe sich naturlich auch
mit dem Thema auseinandergesetzt, weil das eine Aufgabenstellung sei, die langst
hatte erledigt werden missen. Das habe nichts mit Zukunftsvisionen zu tun, sondern
das habe damit zu tun, dass Politik, wenn sie etwas verandere, auch in der Verantwor-
tung stehe. Wer A sage, musse auch B sagen. Hier musse gehandelt werden. Das sei
gutes Recht, das wussten alle. Damit misse man in der Politik ehrlich umgehen. Das
seien keine Geschenke, die hier verteilt wirden. Die Lehrerinnen und Lehrer, die in
den Schuldienst hineingingen, hatten ein Recht darauf, dass es eine Losung gebe,
eine moglichst gute Losung. Da schon einige Zeit ins Land gegangen sei, gelte das
aus seiner Sicht nicht nur fur die neuen Lehrer, sondern auch fir die Lehrer, die langst
im System gute Arbeit leisteten.

Jochen Ott (SPD) bedankt sich bei Herrn Pinkwart, dass er der Wahrheit Ehre gege-
ben habe. Zur Wahrheit gehdre auch der Verweis auf das Ubergabepaket von Rot-
Griun auf Schwarz-Gelb im Jahre 2017, in dem die Summe, die das gekostet hatte,
aufgeblattert worden sei. Allen sei klar gewesen, dass nach den sieben Jahren, von
denen Herr Pinkwart gesprochen habe, die Leute spatestens 2017 an den Schulen
gewesen waren, sodass es dann hatte umgesetzt werden mussen.

Er erinnere daran, dass unter witendem Protest — das sei nicht nur einmal im Plenum,
sondern mehrfach diskutiert worden — ein Antrag seiner Fraktion diskutiert worden sei,
in dem es um die Umsetzung gegangen sei. Das sei 2017, 2018, 2019 gewesen. Es
habe auch einen Antrag der Griinen-Fraktion gegeben, zu dem Sigrid Beer im Plenum
gesagt habe, die Grunen boéten einen Stufenplan an, weil man wisse, dass es nur
Schritt fur Schritt gehe. Die Kollegen der CDU hatten das alles abgelehnt, das gehe
angeblich so nicht, Ubrigens auch zum Leidwesen des ehemaligen Grundschulleiters
Frank Rock. Das kénne man alles nachlesen, das sei 6ffentlich. Die Lehrerverbande
wussten das genau, sie sammelten namlich diese Reden.

Es gehe weiter, dass dann im Wahlkampf — es sei wirklich abenteuerlich, was Dr. Hei-
nisch da sage — fuhrende Vertreter der CDU-Fraktion auf die Bremse getreten seien
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und nicht das Versprechen abgegeben hatten. Im Ubrigen sei es nicht verwunderlich,
dass seine Fraktion das zu einer Berichtsanfrage mache. An der Stelle hatten die Leh-
rerinnen und Lehrer den Anspruch darauf, dass der Staat das, was versprochen wor-
den sei, umsetze. Er sei sehr gespannt. Die Ministerin habe gesagt, man brauche die
Zeit. Zu dem Plan gehore — das sei in allen Plenardebatten diskutiert worden — das
Abstandsgebot, dazu gehore die Frage, was mit Fachleitungen sei. Dazu gehore dann
auch die Frage, die Herr Pinkwart im letzten Satz erwahnt habe, namlich die Frage
nach den Bestandskraften.

Wenn in der jetzigen Situation in den Grundschulen, wo wirklich Land unter sei und im
ganzen Land im letzten Jahr die Leute weilde Fahnen gehisst hatten, die alteren Kol-
leginnen und Kollegen weniger verdienen wurden als die neuen, dann werde das da
richtig zur Sache gehen. Er kdnne nur hoffen, dass das Ministerium ein umfangliches
Konzept vorlege und dass Herr Pinkwart mit seiner Eingangsbeflrchtung im ersten
Satz, namlich der Finanzminister habe schon gesagt, es werde jetzt schwierig mit den
Entlastungspaketen, nicht recht habe und dass sich die Ministerin da durchsetze. Die
SPD-Fraktion wiinsche der Ministerin viel Erfolg.

Die letzte Schulministerin habe mehrfach glaubhaft, auch 6ffentlich im Ausschuss, im
Parlament — auch der Staatssekretar —, in Versammlungen gesagt, man wolle das ma-
chen. Sie hatte sich beim CDU-Teil und beim Finanzminister nicht durchsetzen kon-
nen. Er hoffe, dass sich die CDU-Schulministerin beim CDU-Finanzminister in dieser
Frage diesmal durchsetzen kdnne und dass die Grunen das Entsprechende mit dazu
beitrigen. Es sei zwingend. Ansonsten sei alles Gerede, man wirde die Lehrerinnen
und Lehrer unterstutzen, eine hohle Phrase. Das wirden sie sich genau merken. An
dieser Stelle musse wirklich geliefert werden, und zwar nicht 2026 oder 2027, sondern
kurzfristig.

Lena Zingsheim-Zobel (GRUNE) bedankt sich fiir den historischen Abriss. Als neue
Abgeordnete in diesem Ausschuss freue sie sich, dass die Landesregierung jetzt die
ersten 100 Tage ausgerufen habe. Sie sei gespannt auf den Fahrplan und sei zuver-
sichtlich, dass man das tatsachlich anpacke und das keine hohle Phrase bleibe.
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11 Sachstand zur Aufstockung und Ausweitung der Lehramtsstudienplatze
und Zugangsbeschrankungen zu Lehramtern (Bericht beantragt von der SPD-
Fraktion [s. Anlage 1])

Bericht
der Landesregierung
Vorlage 18/122

Die Beratung wird vertagt.
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12 Sachstand zum Aktionsprogramm ,,Ankommen und Aufholen* (Bericht be-
antragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 1])

Bericht
der Landesregierung
Vorlage 18/100

Frank Miiller (SPD) fuhrt aus, die Ministerin habe in der Vorstellung der Vorhaben flr
die kommenden Wochen im Bereich Ankommen und Aufholen nach Corona von ,Holp-
rigkeiten“ gesprochen. Das klinge etwas euphemistisch, um es offen zu sagen. Der
Ministerin durfte auch die Studie des Wissenschaftszentrums flir Sozialforschung be-
kannt sein mit mehr als 300 Seiten und einzelnen Landerberichten, die durchaus den
Schluss nahelegten, dass es nicht nur zu ,Holprigkeiten“ komme, sondern dass drohe,
dass veritable Teile der Mittel, die zur Verfugung gestellt wirden, nicht dort ankamen,
wo man hoffe, dass sie ankamen und wo sie am meisten Wirkung entfalteten, namlich
bei benachteiligten Kindern und Jugendlichen.

Auch sei die Frage, ob man die Instrumente der Lernstandserhebung und der objekti-
ven Bemessung, wer Unterstutzung brauche, in Nordrhein-Westfalen Gberhaupt nutze.
Er bezweifele, dass es der richtige Weg sei, das allein den Schulen zu Uberlassen,
nicht weil sie vor Ort keinen Blick hatten flr benachteiligte Schulerinnen und Schiler,
sondern weil er glaube, dass Schulleitungen, Lehrerinnen und Lehrer nach Corona so
am Limit seien, dass sie dringend mehr Unterstutzung brauchten, als dass man es vor
ihrer Haustlr ablege, hier auch noch entsprechende Entscheidungen zu treffen.

Er wolle zwei Punkte aus diesen uUber 300 Seiten zitieren.

Aus dem Landerbericht Nordrhein-Westfalen ist insbesondere kritisch anzumerken:
Was die Ressourcensteuerung angeht, ist das Landesaufholprogramm durch eine Mi-
schung aus Giel3kannenprinzip und Zuweisungen auf Grundlage von Bedarfskriterien
gekennzeichnet.

Wenn man in den Beschluss des Landerberichtes schaue, dann es heil}e dort:

Nordrhein-Westfalen bleibt bei der bedarfsgerechten Verteilung von Mitteln insofern
hinter seinen Moglichkeiten zurlck, als dass es den etablierten Sozialindex der Schu-
len nicht verbindlich zum Einsatz bringt, sondern den untergeordneten Verteilungs-
instanzen bezlglich anzulegender Verteilungskriterien einen gro3en Ermessensspiel-
raum einrdumt. — Das wurde er nicht als ,Holprigkeit* bezeichnen.

Die Ministerin habe zu Recht angemerkt, dass sie bestimmte Dinge vorgefunden habe,
manche gut, manche vielleicht weniger gut. Aber sie habe die einmalige Chance, es
besser zu machen. Dieser Bericht lege nicht nahe, dass die Ministerin irgendetwas
verandern wolle. Vielleicht konne sie klarstellen, ob sie die einmalige Chance, etwas
besser zu machen, nun auch nutze, um Anderungen an Programmbausteinen oder an
Programmen vorzunehmen. Daruber gebe es im Bericht wenig Klarheit. Das klinge
eher nach weiter so. Das ware aber fahrlassig. Da wirde das Wort ,Holprigkeit* auch
nicht zutreffend sein.
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Die zweite Frage beziehe sich auf den Mittelabruf. 430 Millionen Euro stinden insge-
samt zur Verfligung, aufgeteilt. Die Ministerin habe angemerkt, dass sie sich auf Bun-
desebene daflr einsetze, das Programm zu verlangern. Dazu ware es klug zu wissen,
wie es Uberhaupt um den Mittelabruf stehe, was Uberhaupt verbraucht worden sei, was
noch gebraucht werde. Uber die Zahlen werde die Ministerin sicherlich verfiigen, wenn
sie sich fUr einen Fortgang des Programms, was seine Fraktion sehr begrifien wirde,
einsetze. Das zu den Anmerkungen und Fragen, die dieser Bericht hervorrufe.

Vorsitzender Florian Braun merkt an, andere Fraktionen hatten tGber Kleine Anfragen
dazu auch schon Zahlen abgefragt, die veroffentlicht seien.

Prof. Dr. Andreas Pinkwart (FDP) bedankt sich flir den Bericht. Nattrlich kbnne man
Dinge noch besser machen, aber wenn sie gut liefen, kdnne man sie auch weiterfuhren.

Der letzte Absatz sei sehr wichtig, der Verweis auf den KMK-Beschluss, das gemein-
same Bemuhen, den Bund noch einmal bis 2024 ins Boot zu holen. Das Programm
laufe jetzt bis Jahresende, es laufe offensichtlich gut in Nordrhein-Westfalen. Man
sehe aber weiteren Handlungsbedarf.

Nun sei es immer das Problem: Bis sich Bund und Lander geeinigt hatten, das konne
dauern. Gleichzeitig mussten alle Akteure jetzt mdoglichst schon Informationen haben,
wie es mit Personal und Sachmitteln auch flrs nachste Jahr aussehe. Er frage, ob die
Ministerin eine Chance sehe, dass das Land in Vorlage treten kdnnte, wenn etwa bis
Oktober keine einvernehmliche Losung da sei, damit man eine Kontinuitat der Forder-
malinahmen erreichen konne.

StS Dr. Urban Mauer (MSB) schickt voraus, auch das Ministerium lese Studien. Wo-
ran ein Schulministerium gut tue, sei, auch in die Praxis der Schulen zu gucken. Die
Ruckmeldungen, die man bekomme, seien Uberwiegend positiv, was dieses Pro-
gramm angehe.

Er durfe auch auf die Genese dieses Programms hinweisen, das zligig vom Bund aus
dem Boden gestampft worden sei. Die Lander hatten es konkretisieren missen, um
es in die Flache zu bringen. Der Bedarf sei schnell da gewesen. Insofern habe es
einige ,Holprigkeiten“ gegeben. Das habe die Ministerin zitiert. Nach dem Abruf der
Mittel und den Reaktionen, die er bekomme, sei das sehr gut gelaufen. Nichtsdestot-
rotz werde man, um das Uber das Jahr hinaus fortsetzen zu kdnnen, noch Verbesse-
rungsmaoglichkeiten anschauen, unter anderem die, die in der Studie quittiert worden
seien.

An Professor Pinkwart gewandt, fahrt Dr. Maurer fort, die Landesregierung sei sehr
zuversichtlich — unabhangig davon, ob der Bund sich bereit erklare, dem Wunsch der
KMK mit 16 zu 0 Folge zu leisten —, dass man hier nicht nur in Vorlage trete, sondern
fur den Fall, dass der Bund es ablehne, das Programm auch tber den Jahreswechsel
hinaus mit eigenen Mitteln zu verlangern.
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Was die Verteilung angehe: Stand Juli, der aus dem Hause veroffentlicht worden sei,
sei der, dass rund 340 Millionen Euro bereits abgerufen worden seien. Er sei zuver-
sichtlich, dass sich das Volumen bis Jahresende noch deutlich erhdhen werde.

Carlo Clemens (AfD) merkt an, Herr Miller habe einige Fragen gestellt, die auch
schon Sachstand seiner Kleinen Anfrage 149 ,Sachstand Corona-Aufholprogramm
,/Ankommen und Aufholen fir Kinder und Jugendliche 2021/2022°, gewesen sei. In der
Antwort der Landesregierung Drucksache 18/576 konne man einiges nachlesen, was
die sachgerechte Verwendung der ausgeschutteten Fordergelder angehe.

Er begruf3e, dass die Ministerin auch in ihrem Eingangsstatement betont habe, dass
darauf gesetzt werde, dieses Forderprogramm bis Mitte 2024 zu verlangern. 500 Mil-
lionen Euro wirden in Aussicht gestellt. Seine Fraktion begrif3e grundsatzlich diese
Aufholprogramme, betone aber, dass es wichtig sei, dass mit Blick auf die moglichen
Malnahmen im Herbst und Winter diese Aufholergebnisse und Fortschritte, die erzielt
wulrden, nicht dadurch konterkariert wiirden, zum Beispiel durch mdgliche Schulschlie-
Rungen.

Was die Aufteilung der Férdergelder angehe, so seien sie in drei Férdersaulen unter-
teilt, wobei fur die Fordersaule |l — Férderung durch Freiwilligendienstleiste und zu-
satzliche Sozialarbeit — sowie Fordersaule Il — auRerschulische Jugendarbeit und An-
gebote der Kinder- und Jugendhilfe — das Familienministerium zustandig sei. Forder-
saule | — MaRnahmen zum Abbau pandemiebedingter Lernriickstande — sei diesem
Ministerium zugeteilt. Mit Blick auf die Gesprache, die jetzt anstinden, was die Ver-
langerung der Fordermittel angehe, frage er, ob diese Dreiteilung der Férdermittel so
beibehalten werden solle oder ob da eine Neuordnung der Struktur der Férderung vor-
gesehen sei, mit welcher Position Nordrhein-Westfalen in diese Verhandlungen gehe.

Frank Miller (SPD) meint, der Staatssekretar sollte das am besten mit dem Institut
austragen. Es sei nur interessant, dass das Ministerium bei anderen Vorlagen auf wis-
senschaftliche Beirate und wissenschaftliche Expertise verweise. Er finde, das sollte
man insbesondere in einem Bildungsausschuss nicht beliebig tun.

Im Ubrigen sei der Erfolg beim Abruf der Mittel nicht gleichbedeutend mit zielgerichte-
tem Ankommen. Dazu habe er eine Frage gestellt. Darauf habe der Staatssekretar
ihm keine Antwort gegeben.

Eine letzte geschlossene Frage, die man mit Ja oder Nein beantworten kdnne: Er ent-
nehme den Ausfuhrungen von Herrn Maurer, dass er keinerlei Bedarf fur Veranderun-
gen sehe.

Auf Nachfrage des Vorsitzenden Florian Braun erlautert Frank Muller (SPD), es
gehe um die Frage, ob die Mittel zielgerichtet ankamen. Er wolle nur den Staatssekre-
tar darauf hinweisen, dass der Erfolg beim Mittelabruf nicht gleichbedeutend sei, dass
die Mittel dort ankamen, wo man es sich wunsche, dass sie ankamen. Das mdge mog-
licherweise einen Zielkonflikt ergeben. Vielleicht konne der Staatssekretar intensiver
ausholen, wo denn die Mittel auch zielgerichtet ankamen. Vermutlich werde man im
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Ministerium darauf schauen, wenn man sich nicht wissenschaftlicher Hilfe an der Stelle
bediene.

Ministerin Dorothee Feller (MSB) antwortet zunachst auf die Frage von Herrn Cle-
mens, ob, wenn es eine Fortsetzung der Fordermittel geben sollte, drei Saulen vom
Bund vorgegeben wirden oder weniger. Das musse man dann gucken. Man ware froh,
wenn man es zusammen mit den anderen Bundeslandern erreichen konne, dass es
uberhaupt zu einer Fortsetzung komme.

Optimierungen seien immer gut. Man werde auch immer schlauer. Sie habe viele
Schulen besucht, die dankbar seien, dass es gerade im Bereich Bildungscheck un-
kompliziert laufe, dass es viele kurze Wege gegeben habe, um das zu machen. In
Nordrhein-Westfalen habe man nicht drei, sondern vier Saulen. Sicherlich kdnne man
sagen, dass nicht alle Saulen gleich gut gelaufen seien. Daraus misse man Rulck-
schlisse ziehen. Das heil3e, wenn es zu einer Neuauflage seitens des Bundes kom-
men wirde, wirde man gucken, wo man einen Schwerpunkt setze.



Landtag Nordrhein-Westfalen -48 - APr 18/12

Ausschuss fur Schule und Bildung 14.09.2022
1. Sitzung (6ffentlich) sd-meg

13 Lehrkraftegewinnung zur Abwendung der Bildungskatastrophe (Bericht be-
antragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 1])

Bericht
der Landesregierung
Vorlage 18/96

Die Beratung wird vertagt.
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14 Restrukturierung der Bildungsfinanzierung (Bericht beantragt von der SPD-
Fraktion [s. Anlage 1])

Bericht
der Landesregierung
Vorlage 18/114

Der Ausschuss nimmt den Bericht Vorlage 18/114 zur Kenntnis.
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15 Rechtsanspruch auf einen OGS-Platz (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion
[s. Anlage 1])

Bericht
der Landesregierung
Vorlage 18/119

Frank Miiller (SPD) geht davon aus, dass das Thema eines der Megathemen dieser
Wahlperiode werde. Er zitiere seinen Kollegen Jochen Ott, der haufig in der letzten
Wahlperiode gesagt habe, 2026 sei quasi Ubermorgen. Jetzt sei es quasi morgen. Er
sehe nicht, wie der Vorbereitungsstand entsprechend sei. Seine Fraktion sei sehr
skeptisch, ob man 2026 komplikationslos erreiche. Gleichwohl seien alle ins Gelingen
verliebt, weil es hier um die Kinder gehe, denen man alle Chancen auf beste Bildung
mitgeben wolle.

Die Ministerin habe in ihren Eingangsbemerkungen deutlich gemacht, dass sie nicht
ganz bei null anfange. Es drange sich der Verdacht auf — da mdge ihm Prof. Pinkwart
an der Stelle gleich widersprechen, es werde von der konzeptionellen Weiterentwick-
lung gesprochen —, da stelle sich die Frage, woraus man denn weiterentwickeln wolle.
Im Moment rede man ja bei der OGS Uber einen Flickenteppich in ganz Nordrhein-
Westfalen ohne einheitliche Qualitatsstandards, von Kommune zu Kommune in der
Ausstattung, was Raume und Personal angehe, sehr unterschiedlich. In dem Bericht
werde von dem Landesausflihrungsgesetz und von einer gemeinsamen Verantwor-
tung des Kinder-, Jugend- und Familienministeriums und des MSB gesprochen.

Er bitte darzulegen, ob ein Ausfuhrungsgesetz gleichbedeutend sei mit einem entspre-
chenden Qualitatsgesetz, ob es Kriterien geben werde, die Rdume und Personal und
bestimmte Dinge definierten, oder ob so ein Ausfuhrungsgesetz an der Oberflache
bleibe. Er frage, wo man hinwolle, was das Ziel sei. Das kénnte die Ministerin gleich
noch naher ausfuhren.

Die Ministerin habe aber auch von einem Expertinnenbeirat gesprochen, der einge-
richtet werde, der das begleiten solle. Vielleicht konne die Ministerin einen konkreten
Zeitplan nennen, wann dort was passiere, bis wann die Ministerin damit rechne, dass
entsprechende Eckpunkte erarbeitet wirden. Er frage, ob es einen internen Zeitplan
gebe. Die Zeit drange. Es bleibe wenig Zeit, harte Pflocke einzuschlagen, um recht-
zeitig in den Pfad 2026 einzubiegen, was insbesondere das Suchen nach Fachkraften
oder entsprechendem Personal angehe. Auch wusste er gerne, welcher Zeitraum flr
die wissenschaftliche Begleitung geplant sei. Auch bitte er, etwas dazu auszufuhren,
wie die beiden Hauser arbeitsteilig vorgingen und in welchem Bereich man das grund-
satzlich gesetzlich verankern wolle.

Ministerin Dorothee Feller (MSB) kommt darauf zurtick, dass sie etwas im Ministe-
rium vorgefunden habe. Das wolle sie jetzt erlautern, weil ihr das ein Anliegen sei. Sie
gucken nach vorne. Gleichwohl mache sie mal einen Schlenker nach hinten. Uber das
MSB habe es viele negative Berichterstattungen gegeben. Solche negativen Bericht-
erstattungen machten auch etwas mit Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in einem
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Ministerium. Nun — das sage sie bewusst und mit voller Uberzeugung — habe sie im
Haus viele loyale, hoch engagierte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter erlebt, erlebe sie
heute noch. Das sei wichtig vor dem Hintergrund der Berichterstattung. Man musse
sich einmal vorstellen, man arbeite in einem Haus und das werde in den Medien als
.Horrorhaus” beschrieben. Sie frage, wer sich mit solch einem Haus identifizieren
wolle. Das sei jetzt auch keine Medienschelte. Sie betone immer, dass es ihr wichtig
sei herauszustellen, dass im Ministerium MSB hoch engagierte Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter arbeiteten.

Zuruck zur OGS: Mittlerweile gebe es viele Themen, die an erster Stelle stehen wur-
den. OGS gehore sicherlich dazu. Sie habe eingangs gesagt, das sei ein Themenbe-
reich, der sowohl den Jugendhilfebereich, den Kitabereich berlhre als auch den Schul-
bereich. Deswegen sei es so wichtig, dass das MSB das gemeinsam mit dem
MKJFGFI mache. Deswegen werde man einen gemeinsamen Lenkungskreis bilden.
Daran, dass Frau Paul und sie zusammen mit Staatssekretar Mauer und den Kollegen
aus dem MKJFGFI diesen Lenkungskreis leiteten, sehe man, wie wichtig dieses
Thema sei und dass man das zur Chef- und Chefinnensache mache. Dort wirden
auch die kommunalen Spitzenverbande eingebunden — das habe sie eingangs ausge-
fuhrt. Dort wurden viele Dinge, die Kriterien, die Herr Muller angesprochen habe, ge-
meinsam mit den kommunalen Spitzenverbanden und dem Nachbarhaus besprochen.
Man fange jetzt an und werde das jetzt auch tun.

Zu den Details und zum Expertenbeirat kdnne Herr Schnelle etwas sagen.

LMR Dirk Schnelle (MSB) gibt an, in den letzten Wochen sei eine Vorlage fur die
Hausspitze vorbereitet worden, in der gewissenhaft gepruft worden sei, wen man als
Expertin, als Experte vorschlagen konne, um diesem Expertenbeirat beizuwohnen.
Diese Vorschlage lagen jetzt auf dem Tisch und wirden gemeinsam durch die Haus-
leitungen besprochen und entschieden. Das werde zeitnah erfolgen, sodass es Infor-
mationen zeitnah geben konne.

Jochen Ott (SPD) betont, der deutsche Beamtenapparat und der nordrhein-westfali-
sche zeichneten sich dadurch aus, dass es qualifizierte Leute seien, wobei diese qua-
lifizierten Leute zum Wohle des gesamten Parlaments, der Legislative ihre Fachexper-
tise einbringen wurden. Er habe zur Kenntnis genommen, wie schon es ware, wenn
die Expertise der Exekutive dem Parlament in Ganze zur Verfigung stehe. Das wirde
auch das Niveau der Debatten im Ausschuss insgesamt perspektivisch erh6hen. Dar-
uber habe er auch mit der Ministerin gesprochen. Deshalb sei er etwas Uberrascht,
dass die Person, die im Ministerium in der Vergangenheit maf3geblich als Abteilungs-
leiterin an diesem Thema mitgearbeitet habe, das jetzt nicht mehr mache. Es habe ihn
etwas verwundert, was die Sachexpertise, die Verknipfung, das Getragen-Sein in der
Landschaft angehe.

In der vergangenen Wahlperiode habe seine Fraktion dazu Antrage ins Parlament ein-
gebracht — sie seien in Anhorungen diskutiert worden —, in denen ein runder Tisch zum
Ganztag beantragt worden sei. Nach der Lohrmann-Zeit hatten CDU und FDP vor allen
Dingen 2017 grolie Bedenken gehabt, wenn der Name runder Tisch gefallen sei. Sie
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hatten gesagt, davor habe es zu viele runde Tische gegeben, jetzt regiere man mal
von vorne. Er kdnne das psychologisch nachvollziehen. Aber es gebe Themen, insbe-
sondere da, wo alle beteiligt seien, wo es sinnvoll sei, das zusammenzufuhren. Frau
Ministerin habe von den zwei Ministerien gesprochen. Er wolle an die Idee aus der
vergangenen Wahlperiode noch mal anknupfen, auch aus der grol’en Anhérung, die
es gegeben habe, an der sich Ubrigens die Exekutive beteiligt habe. Die Exekutive
habe sich in gro3en Gruppen, aus verschiedenen Ministerien in die Anhérungen zum
Ganztag mit reingesetzt, was er sehr positiv gesehen habe. Es knlpfe daran an. Es
mache aus seiner Sicht Sinn, dann, wenn man etwas weiter sei, diese Debatte auch
zu 6ffnen und gemeinsam in einem Sonderformat — das misse nicht im Rahmen des
Ausschusses sein — diese Fragen zusammenzutragen.

Die Fragen lauteten, wer was bezahle, was Schule sei, was nicht Schule sei, wie
Rhythmisierung laufe, wie sie nicht laufe, wie man dafur sorge, dass Mittagessen in
Raumen maoglich sei, die nicht vorhanden seien, wie man dafir sorge, das Uberhaupt
hinzubekommen angesichts der Enge in vielen Kommunen. Von den ukrainischen Kin-
dern habe die Ministerin heute gesprochen. Er wolle nur darauf aufmerksam machen,
wie viele Probleme Uberhaupt noch entstiinden, bis G 9 umgesetzt sei, weil die Kom-
munen auch das noch auf die Reihe kriegen mussten. Das musse alles parallel laufen.

Beim Thema Bildungsfinanzierung habe man am Anfang gehart, dass eine kurzfristige
Darstellung der Flusse und der jeweiligen Interessen nicht vorgesehen sei, sondern
sie noch im Raume schwebe. Die Ministerin habe gesagt, sie gehe daran. Deshalb
ware es Bitte seiner Fraktion, der letzten Periode folgend, dass sehr schnell das Par-
lament Uber diese Frage rede. Wenn man einen Rechtsanspruch habe, dann wirden
ihn die Eltern gnadenlos einklagen. Seine These werde sein, es wirden die Eltern
einklagen, die das aus beruflichen Grinden und so weiter wollten. Man habe jetzt
schon Belege in den groRen Stadten, dass der Ganztag in den Stadtteilen besonders
ausgepragt sei, wo viele berufstatige Eltern lebten, die sich kimmerten, und da, wo es
um Chancengleichheit und Mdéglichkeit der Férderung von Kindern in bestimmten pre-
karen Lagen gehe, sei der Ganztag unterproportional aufgebaut. Allein deshalb schon
mache es grolden Sinn, darliber gemeinsam zu sprechen.

In Klirze wirden die Ergebnisse der IQB-Studie auch fur NRW kommen. Sie seien im
Sommer schon flr ganz Deutschland verheerend gewesen, die wurden fir NRW si-
cherlich nicht positiver sein. Deshalb rede man bei der Frage Ganztag, um es mit den
Experten der Landesregierung zu beantworten, wie Prof. EI-Mafaalani und anderen,
auch uber die Frage, wie bestimmte Fordermittel da zielgerichtet ankommen konnten,
wo sie hin mussten, damit man zu besseren qualitatsvollen Schulabschlissen komme.
Das liege hinter dem Punkt. Es brauche dazu eine breite Debatte, die musse auch im
Parlament stattfinden.

Prof. Dr. Andreas Pinkwart (FDP) unterstreicht, es habe immer wieder — ob man das
runden Tisch oder Zusammenkunft genannt habe — Runden zwischen den Ebenen,
insbesondere Land und Kommunen gegeben, und zwar vielfach zu Einzelthemen, wie
jetzt OGS-Platzen. Da werde dann verhandelt. Der Punkt sei nicht weiter diskutiert
worden, weil man etwas beleuchtet habe, die Restrukturierung der Bildung. Jetzt
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musse man mit Blick auf die Zeitachsen schauen, ob man das eine mdglicherweise
mit dem anderen so weit synchronisieren kdnne, dass man nicht, kaum habe man eine
Feststellung getroffen, wieder in alte Verhaltensmuster zurickfalle oder alte Verhal-
tensmuster fortschreibe, bevor man das groRe Ganze einmal miteinander besprochen
habe.

Nach seiner festen Uberzeugung — das sei auch Ursache der Perzeption von Bildungs-
politik gerade in den schwierigen Zeiten der letzten beiden Jahre — brauche man Klar-
heit, wer fur was verantwortlich sei. Das sei zentral, ob es die Schultrager seien —wenn
ja, in welche Form —, was das Land mache, ob der Bund eine erganzende Funktion
habe oder nicht. Dariiber misse man sprechen, wenn man die Féderalismusreform
ernst nehmen wolle und wenn man auch ein klares Verstandnis haben wolle fur das,
woflr Bundeslander eigentlich zustandig seien. Sie hatten die Kultushoheit. Sie hatten
im Bildungsbereich ihr zentrales Handlungsfeld. Auch dariber misse man im politi-
schen Raum einmal reden.

Sonst sei es ein System organisierter Unverantwortlichkeit, bei dem man das Problem
immer zum Nachbarn schiebe. Wenn man das vorantreiben wolle, sei die jeweilige
Ebene, die mehr wolle, pradgender sein wolle, auch gehalten, messbar mit einem
Scheckbuch zu winken, um die andere Ebene mitzunehmen, der es schwerer fallt.
Aber diese Schecks seien in der Regel nicht so dotiert, dass sie nachhaltig tragfahig
seien. Auch das musse man ehrlicherweise konstatieren. Er ware dankbar, wenn das
heute beantwortet werde oder Uber den Zeitplan beim nachsten Mal gesagt werde. Er
frage, wie das aufeinander aufbaue, wie man diese gro3en Themen in einem Gesamt-
kontext diskutieren konne. Auch der kommunale Raum trage Verantwortung. Er musse
sich dieser Verantwortung stellen und kénne nicht bei jeder Gelegenheit sagen, jetzt
sei Corona oder eine andere Krise. Jetzt musse das Land helfen. Genauso gut kbnne
das Land nicht sagen, es sei alles so schwierig, da misse der Bund helfen. Jeder
musse klar erkennen, wofur er verantwortlich sei. Dann muisse Bildung aus seiner
Sicht auch prioritar behandelt werden.
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16 Schulversuch PRIMUS (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 1])

Bericht
der Landesregierung
Vorlage 18/97

Dilek Engin (SPD) stellt heraus, dem Bericht kdnne man entnehmen, dass die Ergeb-
nisse des Schulversuches PRIMUS erst am 30. November 2024 vorliegen sollten. Das
irritiere, denn die Fraktion der Griinen habe in den Koalitionsvertrag geschrieben, dass
sie mehr als funf PRIMUS-Schulen haben wolle, was ihre Fraktion sehr gut finde und
begrifRe. Wenn man erst die Ergebnisse 2024 bekomme, dann frage sie, ob bis dahin
nichts passieren solle, wie die Umsetzung stattfinden solle. Man kdnne beflurchten,
dass in dieser Legislaturperiode ein Stillstand entstehen kénnte.

LMR Dirk Schnelle (MSB) gibt an, im Fruhjahr dieses Jahres sei der Schulversuch
PRIMUS um drei Jahre verlangert worden. Damit habe es einen neuen Zeitpunkt der
Berichterstattung gegeben, und zwar bis zum 30. November 2024, das sei der Wort-
laut, der ihm gerade vorliege. Es sei so, dass dann der Abschlussbericht vorliege mit
der entsprechenden Evaluation. Das schlie3e nicht aus, dass der Bericht auch frih-
zeitiger gefertigt werden kénne und man das weitere Vorgehen bei dem Schulversuch
und das weitere Vorgehen hinsichtlich der PRIMUS-Schulen in den Blick nehmen
konne.

Man sei sich bewusst, dass fur die Eltern und auch fur die Kolleginnen und Kollegen
an den Schulen eine Perspektive nétig sei. Er bitte allerdings um Verstandnis, dass
man nach der Verlangerung des Schulversuches zuerst einmal schauen musse, was
sich bei der wissenschaftlichen Begleitung ergebe. Auf dieser Grundlage wirde das
Ministerium dann entsprechende Vorschlage machen.

Jochen Ott (SPD) ist froh darliber, dass die wissenschaftliche Begleitung jetzt wieder
eine Rolle spiele. Eben habe er beim Staatssekretar den Eindruck gewonnen, dass die
Expertise vor Ort ausreiche. Das freue ihn.

Jetzt kdnne das Ministerium nicht die politischen Beschllsse der Mehrheitsfraktionen
bewerten. Er wusste gerne von der Ministerin, wie er den Koalitionsvertrag jetzt ver-
stehen solle. Er verstehe ihn so: Klar sei, dass der Bericht Ende 2024 vorgelegt werde.
Dann werde anschlief3end flr die schulgesetzliche Absicherung gesorgt. Dann sei man
Ende 2025. Dann kdnne es dazu kommen, dass vielleicht in dieser Wahlperiode im
dem Wahljahr oder vielleicht davor noch eine Schule dazu komme. Er frage, ob das
der Plan sei, ob er den Koalitionsvertrag so richtig lese. Das sei eine Erkenntnisfrage.
Es sei ja politisches Bestreben, sonst wirde es nicht im Koalitionsvertrag stehen.

Die Fraktionen hatten sich mit Sicherheit etwas dabei gedacht. Er glaube, die Offent-
lichkeit insgesamt habe ein Recht darauf zu erfahren, ob man davon ausgehen misse,
dass in dieser Wahlperiode, abgesehen von einer Absicherung, etwas passiere oder
nicht.
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Ministerin Dorothee Feller (MSB) wiederholt, Herr Schnelle habe gesagt, dass der
Evaluationsbericht bis zum 30. November 2024 gemacht werde. Das schliel3e nicht
aus, dass man es vorher mache. Man habe die Zeiten durchaus im Blick. Dass die
Schulen frihzeitig einen Hinweis brauchten, wie es weitergehe, sei dem Ministerium
schon bewusst.
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17 Sachstand Inklusionshelfer:innen (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion
[s. Anlage 1])

Bericht
der Landesregierung
Vorlage 18/125

Silvia Gosewinkel (SPD) fuhrt aus, sie habe gestern sehnlichst auf den Bericht ge-
wartet. Herr Braun habe zu Beginn der Sitzung die Verfahrensrituale angesprochen.
Sie wurde aufgrund der Kurzfristigkeit den Punkt gerne schieben, auch unter Beruck-
sichtigung der Tatsache, dass eine Kleine Anfrage des Kollegen Ott noch nicht beant-
wortet sei, die Kleine Anfrage 344 auch zu dem Thema ,Inklusionshelfer:innen®. Da
erwarte sie gerne die zielfUhrenden Antworten ab. Das sollte der Ausschuss dann in
der nachsten Sitzung besprechen.

Die Beratung wird vertagt.
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18 Sachstand Schulsanierungen (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 1)

Bericht
der Landesregierung
Vorlage 18/121

Kirsten Stich (SPD) flhrt aus, vorhin habe der Ausschuss bereits gehort, wie die Si-
tuation der Schulsanierungen vom Grunde her sei. In dem Bericht werde dargestellt,
dass die 2 Milliarden Euro aus dem Programm ,Gute Schule 2020“ vollstandig abge-
rufen worden seien, andererseits der Landesregierung keine Informationen tber den
Sachstand der Modernisierungsmaflinahmen der einzelnen Schulen vorlagen. Sie sei
froh, dass die Ministerin gesagt habe, dass Gesprache mit den kommunalen Spitzen-
verbanden angedacht seien. Sie gehe davon aus, dass auch diese Thematik ange-
sprochen werde.

Sie kdnne allerdings nicht verstehen, dass ein Hinweis auf die Haushaltsrelevanz fur
2023 gegeben werde, ohne zu wissen, wie hoch der Sanierungsbedarf sei. Wenn man
dem Bericht der KW Glauben schenke — darauf sei von der AfD hingewiesen worden —,
hatten 17 % der Kommunen einen hohen Sanierungsbedarf. Sie frage, ob die Fortfuh-
rung eines Programms Gute Schule 2030 im Haushalt oder tUber die NRW.BANK an-
gedacht sei.

Ministerin Dorothee Feller (MSB) halt fest, in der Tat habe man in Schulgebauden,
in der Schulinfrastruktur teilweise einen hohen Sanierungsbedarf. Das sei unterschied-
lich in den Kommunen. Im landlichen Raum sei es eher weniger, im stadtischen Raum
eher mehr, um es grob zu sagen. Da gebe es immer wieder Ausnahmen. Von daher
gebe es eine Menge zu tun. Das sei aber Gegenstand der Schulpauschale. Insofern
sei das Bestandteil des Ministeriums MHKBD, vom Kommunalministerium, wo sicher-
lich Gesprache gefiihrt wirden, bezogen auf die Schulpauschale.

Bezogen auf das Forderprogramm ,Gute Schule 2020% das von der NRW.BANK ab-
gewickelt worden sei, lagen dem Ministerium hinsichtlich der Umsetzung vor Ort keine
Daten vor. Sie kdnne nur sagen, es sei abgerufen worden, weil es ausschliel3lich Uber
die NRW.BANK abgewickelt worden sei, im Ubrigen auch ohne die Bezirksregierun-
gen. Sonst kdnne sie etwas aus der alten Zeit sagen. Dazu lagen keine Informationen
vor. Ob das Programm fortgesetzt werde: Das Ministerium habe bislang keine Ansatze
dazu fur das Jahr 2023 gesehen.

MDgt Christoph Gusovius (MSB) gibt an, die Verwendungszeit betrage 48 Monate.
Die Projekte wurden abgearbeitet, Punkt eins.

Punkt zwei: Die Verwendungsnachweise wirden gegenltber der NRW.BANK geflhrt,
nicht gegenuber der Landesregierung und wirden von den jeweiligen Kommunen ge-
genuber der NRW.BANK geflhrt.

Jochen Ott (SPD) stellt fest, bei Veranderungen werde nun das eine oder andere Mal
auf die alte Wahlperiode verwiesen. Es habe ja eine grolde Expertenanhdrung uber die
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Frage der Schulsanierung gegeben. Einvernehmen habe bei allen Experten bestan-
den, dass ,,Gute Schule 2020“ das Beste der Forderprogramme gewesen sei, die es
gegeben habe, weil es so einfach gewesen sei; es sei nicht den Weg Uber die Bezirks-
regierung gegangen.

Es sei von allen gelobt worden, weil es einfacher, schnell gewesen sei und weil es, wie
Herr Gusovius gerade gesagt habe, auch verausgabt worden sei. Man habe dann in
diesem Parlament Uber die Frage diskutiert, wie es in Zukunft weitergehen solle. Im
Koalitionsvertrag, im Finanzteil gebe es eine Formulierung, in der es heil3e, Investitio-
nen sollten auch mit Hilfe der NRW-Forderbank, der NRW.BANK, moglich werden. Er
frage, was gewollt sei. Es sei im Haushalt nicht vorgesehen. Das sei flr einen politi-
schen Beamten etwas wenig.

Er hatte gerne gewusst, ob die Schulministerin auch Richtung 25 und 30 ein neues
Forderprogramm machen wolle oder ob es ihre Position bleibe, die sie in den letzten
Jahren vertreten habe, insbesondere die CDU, auch die FDP-Ministerin, die Schulpau-
schale reiche, decke alles ab, mehr brauche man nicht. Die Schulpauschale habe man
,groRartig“ erhoht. Auf die Schulpauschale wolle er jetzt nicht eingehen, das mache er
bei einem anderen Punkt. Er frage, ob es eine Planung fir eine Fortsetzung dieser
NRW.BANK-Programme gebe, die so erfolgreich gewesen seien, dass alle sie gelobt
hatten, egal, wo sie politisch hergekommen seien.

Dr. Jan Heinisch (CDU) findet es schade, dass Herr Ott immer, wenn es um die guten
Sachen gehe, namlich die Erhdhung der Schulpauschale, nicht auf die Details einge-
hen wolle. Das sei bedauerlich.

Heute finde die erste Sitzung dieses Ausschusses statt. Man starte mit dem Haus-
haltsentwurf, er habe ihn noch nicht. Insofern lie3en sich diese Fragen in der kommen-
den Zeit alle beantworten. Auch wenn das Programm gelobt worden sei, wahrschein-
lich auch zu Recht, sollte da die Kreativitat nicht aufhéren. Die Frage, ob ein Programm
n der Kleinteiligkeit genauso gemacht werden solle mit genau dem gleichen Namen,
nur mit der ausgetauschten Jahreszahl, sei doch nicht die wichtige Frage, sondern
dass der Koalitionsvertrag feststelle, dass man sich um dieses Thema kimmere, was
auch geschehe.

Jochen Ott (SPD) unterstreicht, wenn man sich die Schulpauschalen fur die einzelnen
Kommunen angucke, werde man feststellen, dass in vielen Stadten die Erhéhung der
Schulpauschale nicht einmal dazu fuhre, eine halbe Schule mehr zu bauen. Das seien
die Auswirkungen der Schulpauschale. Das sei ein Verschiebebahnhof, der keine Mit-
tel mehr im Gemeindefinanzierungsgesetz ermdglicht habe. Dass Herr Heinisch als
Staatssekretar, aus dem Kommunalbereich kommend, das jetzt erwahne, kdnne er
verstehen. Ansonsten musse er ja seine eigene Arbeit kritisch betrachten. Das helfe
im Bildungsbereich aber Uberhaupt nicht weiter.

Eben habe der Ausschuss Uber Ganztag, uber den Rechtsanspruch und die Notwen-
digkeiten der Gebaude gesprochen. Die Ministerin habe in ihrem Eingangsstatement —
Herr Pinkwart sei darauf eingegangen — Uber Digitalisierung gesprochen, nur diese
beiden Punkte. Dann habe man noch nicht G 9, das Uberall umgesetzt werden misse,
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angesprochen. Man habe noch nicht dariiber gesprochen, dass die ukrainischen Schu-
ler da seien. Man rede hier Uber Milliardeninvestitionen, die die Kommunen machen
sollten, und man rede gleichzeitig daruber, dass auch die Koalition von Schwarz-Grun
in diesem Land gesagt habe, dass sie bei den Kommunalfinanzen einsteigen und hel-
fen wolle. Das komme alles Ubereinander, das sei ihm vollkommen klar.

Seine Fraktion habe die konkrete Frage, ob das Land bei der Investition in Schulge-
baude helfe, weil sie ein wichtiger Bestandteil guter Bildung seien, insbesondere wenn
es um kritische Infrastruktur gehe und Schiiler nicht einmal ein verninftiges Waschbe-
cken, nicht einmal eine vernunftige Toilettenanlage hatten, ganz zu schweigen von
Filtern und ahnlichem. Dann, finde er, sei es etwas wenig, in eine solche Debatte hier
zu gehen und zu sagen, dann gucke man mal, was im Haushalt passiere. Es gebe
einen Koalitionsvertrag. Er erwarte schon, dass die Koalitionsfraktionen Butter bei die
Fische gaben und sagten, was sie machen wollten. Das sei die Erwartung. Er kdnne
Herrn Heinisch leider nicht beruhigen. Seine Fraktion werde die Landesregierung und
die Koalitionsfraktionen immer wieder damit konfrontieren, bis sie es nicht mehr héren
kénnten. Das sei namlich Aufgabe der Opposition. Sie sei daflir da, um genau auf
diese Probleme hinzuweisen.

Er empfehle Herrn Heinisch, der es nicht gelesen habe, sich die Anhérung durchzule-
sen, die der Ausschuss zu diesem Punkt in diesem Parlament gemacht habe. Das
Expertenwissen liege vor. Es sei einvernehmlich. Es sei die gemeinsame Position der
Mehrheit der Bildungspolitiker des Landes die ganze Zeit gewesen. Es habe leider
bisher nicht durchgesetzt werden kdnnen.

Dr. Jan Heinisch (CDU) Iadt die Opposition herzlich dazu ein, die Landesregierung
dabei zu begleiten. Man werde sehen, man werde eine ganze Menge auf die Reise
bringen, genauso wie es im Koalitionsvertrag stehe. Herr Ott habe die Frage gerade
wieder anders gestellt. Eben habe es noch geheil’en, ob so ein Programm ,Gute
Schule 2030“ komme. Jetzt heil’e es, ob man das unterstitzen werde. Na klar, das
stehe im Koalitionsvertrag.

Bei der Schulpauschale sei es so — Herr Ott sei auch Mitglied im zustandigen Fach-
ausschuss gewesen —, wenn man rekapituliere, wie Herr Ott es gerade mit Blick auf
die Vergangenheit getan habe, dann durfe er ihn auch daran erinnern, dass die Pau-
schalen gegenseitig deckungsfahig gestellt worden seien in hohem Respekt vor der
kommunalen Selbstverwaltung, sodass Kommunen plétzlich in der Lage gewesen
seien, nach diesem System selbst ganz andere Prioritaten zu setzen. CDU und FDP
wlrden den Kommunen vertrauen und unterstitzten sie dabei, wobei man grundsatz-
lich die Kommunen als Schultrager genau aus Respekt vor dieser Freiheit entspre-
chend machen lasse und ihnen dabei die Moglichkeiten einrdume, zum Beispiel auch
im Rahmen des Gemeindefinanzierungsgesetzes.

Jochen Ott (SPD) bittet um Ubersendung eines Mittschnitts dieses Tagesordnungs-
punktes.
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19 Fehlende Gesamtschulplatze (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 1])

Bericht
der Landesregierung
Vorlage 18/99

Dilek Engin (SPD) merkt an, der Bericht der Ministerin liege vor. Diesen finde sie ent-
tauschend. Es sei zu lesen, dass die Kommunen flur die Schulentwicklungsplanung
und somit auch fir die fehlenden Gesamtschulplatze verantwortlich seien. Das sei al-
len bekannt. Es hei3e auch, dass die Ministerin sich von der geplanten Verordnung
erhoffe, dass sich die Situation der Gesamtschulplatze verbessern werde, indem
Mehrfachanmeldungen verboten werden sollten.

Ihre Fraktion finde diese MalRnahmen nicht ausreichend. Es sei sehr schade, dass die
Kommunen finanziell im Stich gelassen wirden. Es fehle an Geld, um neue Schulen,
neue Platze zu schaffen. Sie wirde sich winschen, dass sich die Landesregierung in
dieser Hinsicht neu strukturiere und den Kommunen ausreichend finanzielle Moglich-
keiten zur Verfigung stelle. Das ware namlich das A und O, wenn man neue und aus-
reichende Platze schaffen wolle.

Sie bezweifele, dass die Regelung, dass Mehrfachanmeldungen verboten werden soll-
ten, die Situation entscharfen wirde. Denn wenn man sich die Zahlen anschaue, die
die Kommunen vorlegten — beispielsweise in Wuppertal fehlten 200 Gesamtschul-
platze —, da helfe auch kein Verbot der Mehrfachanmeldungen.

Es gebe ein Schulgesetz, das besage, dass der Elternwille vorgehe. Sie frage, wie
man dem Elternwillen gerecht werden wolle, wenn diese Eltern keinen Platz an den
Gesamtschulen fanden, und welche konkreten Malinahmen geplant seien, aul3er, wie
schon zweifach erwahnt, die geplante Verordnung, dass Mehrfachanmeldungen an
Gesamtschulen verboten wirden.

Prof. Dr. Andreas Pinkwart (FDP) mochte die Frage etwas anders stellen. Es werde
als Problem beschrieben, dass es nicht genligend Gesamtschulplatze gebe. Moglich-
erweise hange das auch damit zusammen, dass die Gesamtschulen, anders als in der
Vergangenheit, keiner besonderen Bevorzugung mehr bedurften, weil sie als Schul-
form auch anerkannt seien und auch genutzt wurden. Er frage die Ministerin, ob in der
Verordnung zur Mehrfachanmeldung nicht auch das vorgezogene Anmeldeverfahren
fur Gesamtschulen abgeschafft gehorte, um die Gleichbehandlung der verschiedenen
Schulformen sicherzustellen und damit auch dem Elternwillen einen hinreichenden
Ausdruck zu verleihen.

Dr. Jan Heinisch (CDU) stellt heraus, es sei ja so, dass man nicht Uber Schulplatze
rede, die fehlen wirden, sodass man neue Schulen bauen musse, sondern es seien
dieselben Schilerinnen und Schiler, die eine andere Schulform besuchten. Das sei
wichtig festzuhalten. Das heilde, es sei eine Frage, welche Schulform gewlnscht sei.
In hohem Respekt vor der kommunalen Selbstverwaltung Uberlasse man den Kommu-
nen genau diese Entscheidung. Da sei wichtig, ob eine Nachfrage da sei, dass eine
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Nachfrage klar sei und dass ein Stadtrat, auch der von Wuppertal, sich im Zweifel mit
diesen Fragen beschaftige. Da sei immer das Problem — da seien alle lang genug in
der kommunalen Szene unterwegs —, dass die Gleichung nicht so einfach sei: Es fehl-
ten x Gesamtschulplatze, dann richte man die mal eben ein. Das bedeute immer auch
die SchlieBung einer anderen Schule, wo namlich dann dieser Elternwille, der im Ge-
setz stehe, flr diese Schilerinnen und Schiiler nicht mehr gegeben sei.

Das sei das Hochreck — wenn man sich als Kommunalpolitiker darein versetze —, an
dem alle turnen wirden, dass man dem Willen der Schuilerinnen und Schliler, der EI-
tern moglichst gerecht werde. Das sei die schwierige Aufgabe.

Neben allen Férderprogrammen, Schulfinanzierungen ware jetzt seine erganzende
Frage ans Ministerium — er kenne es aus seiner beruflichen Tatigkeit —, dass intensive
Beratungsangebote der Landesbehorden, Bezirksregierungen gemacht wurden. Er sei
jetzt erstaunt: Man gewinne bei der Anfrage fast den Eindruck, dass das eingestellt
worden ware. Nach seinem Wissen wurden die Kommunen stark begleitet. Es sei die
Frage, wie die Kommunen mit einem vor Ort passenden Schulsystem auf die Anforde-
rungen und den Elternwillen antworten konnten.

Dilek Engin (SPD) ist erstaunt Uber die Ausfuhrungen des Vorredners. Er sage, seiner
Ansicht nach wirden Kommunen finanziell unterstitzt oder begleitet. Dem Bericht
konne man etwas anderes entnehmen. Sie finde es auch sehr irritierend, dass Herr
Heinisch behaupte, dass Schulen geschlossen werden sollten, obwohl die Schiiler-
zahlen stiegen. Sie teile die Ansicht nicht, dass, wenn man mehr Gesamtschulplatze
schaffe, andere Schulformen schlieffen mussten.

Wenn man die Kommunen finanziell unterstitze und Schulbauten erlaube, zum Bei-
spiel weitere Gesamtschulen — Wuppertal sei ein Beispiel von vielen Kommunen —,
dann misse man auch keine andere Schulform schlief3en.

Ministerin Dorothee Feller (MSB) beginnt mit dem Stichwort ,Schulentwicklungspla-
nung®. Sie erlebe, dass in manchen Kommunen die Gesamtschule eine sehr begehrte
Schulform sei. Es gebe auch Kommunen, die eine wachsende Bevdlkerung hatten, wo
durchaus der Bedarf an mehr Schulplatzen bestehe. Dann habe man Kommunen, in
denen es einen hoheren Wunsch gebe, an Gesamtschulen zulasten von anderen
Schulformen zu gehen. Das miusse man fairerweise sagen. Es gebe Kommunen — das
treffe nicht Gberall zu —, in denen man einen Uberhang an Anmeldungen an Gesamt-
schulen habe. Wenn dann die Schulerinnen und Schiler nicht an der Gesamtschule
zugelassen wurden, weil keine ausreichenden Platze da seien, wirden davon die an-
deren Schulformen in derselben Kommune, meistens Realschule oder Sekundarstufe,
profitieren. Das gebe es auch. Insofern sei der Verweis, dass es in erster Linie eine
Aufgabe des Schultragers sei, im Rahmen einer Schulentwicklungsplanung darauf zu
schauen, welche Schulformen man in seiner Kommune anbieten wolle, schon wichtig.

Sie nehme als Beispiel ihre Heimatstadt Munster. Es gebe einen gro3en Bedarf an
Gesamtschulplatzen. Wenn alle Schilerinnen und Schiiler, die sich an den Gesamt-
schulen in MlUnster anmeldeten, einen Platz bekommen wirden, wurden zwei andere
weiterfiuhrende Schulen in ihrer Existenz bedroht sein, weil sie die Schulerschaft nicht
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hatten. Nur dadurch, dass es einen Uberhang an den Gesamtschulen gebe, die Ge-
samtschulen sie nicht aufnahmen, existierten andere Schulen. Sie werbe dafir, diffe-
renziert hinzuschauen. Da gebe es viele Modelle. Deswegen der Verweis auf die
Schulentwicklungsplanung.

Die Fraktionen hatten sich im Koalitionsvertrag darauf verstandigt, bei der Schulent-
wicklungsplanung nicht nur die eigene Kommune in den Blick zu nehmen, sondern
auch die regionale Schulentwicklungsplanung, weil man auch Schulerstrome habe, die
uber die kommunalen Grenzen hinausgingen. Es gebe Schilerstrome, da besuchten
Schulerinnen und Schuiler aus der Nachbarkommune die einen Schulen, es kamen
umgekehrt Schilerinnen und Schuler, die die anderen Schulen besuchten. Von daher
sei es schon richtig, Uber die Schulformen auch die Kommunen im Rahmen der Schul-
entwicklungsplanung entscheiden zu lassen.

Stichwort ,Mehrfachverordnung®: Sie weise darauf hin, dass die Verordnung das auf-
greife, was vorher schon gegolten habe im Wege des Erlasses, wobei das Gericht
gesagt habe, es reiche nicht, eine solche Verteilung im Wege des Erlasses zu regeln,
sondern man brauche dafir eine Verordnung. Deswegen habe das Ministerium diese
Mehrfachanmeldungsverordnung auf den Weg gebracht, um das, was vorher per Er-
lass geregelt gewesen sei, im Sinne des Gerichtes auf der Ebene der Verordnung zu
regeln. Sie sei abgestimmt mit den kommunalen Spitzenverbanden. Es sei der
Wunsch gewesen, diese Regelung zu betrachten. Sie betreffe nicht die Gesamtschule,
sie betreffe alle Schulformen.

Was Herrn Pinkwart vorschwebe, sei, dass der Schultrager die Moglichkeit habe, bei
seiner Bezirksregierung zu beantragen, dass er die Gesamtschulen vorziehen wolle.
Das stehe nicht in dieser Mehrfachverordnung. Diese Mehrfachverordnung gelte fur
alle Schulformen. Das sei eine andere Besonderheit.

(Prof. Dr. Andreas Pinkwart [FDP]: Man kénnte es doch in einer sol-
chen Verordnung auch regein!)

Stichwort ,Schulfinanzierung®: Sie unterscheide immer, wenn es um Lernmittel und
Digitalisierung gehe, da habe das Schulministerium die Federfuhrung. Sie habe eini-
ges dazu gesagt und hoffentlich deutlich gemacht, dass es ein wichtiges Anliegen sei,
das immer zusammen mit den Kommunen geregelt werden kdnne. Das nachste Stich-
wort sei das Thema ,Schulpauschale“. Man misse schon genau hingucken. Wenn
man feststelle, aus welchen Grunden auch immer, die Schulgebaude hatten nicht den
Stand, den sich alle winschten, dann misse man hingucken, woran das liege. Eigent-
lich sei dafur die Schulpauschale da. Sie sage das jetzt wertneutral. Da misse man
gucken, ob es nicht reiche, ob sie nicht richtig angewandt werde. Den Blick sollte man
sich gemeinsam erlauben, bevor man dann gucke, wie der weitere Weg sei.

Jochen Ott (SPD) halt fest, der Elternwille sei nur dann erwiinscht, wenn es passe.
Wenn er nicht passe, mussten andere Schulformen darunter leiden. Deshalb werde
der Elternwille dann nicht durchgesetzt. Das habe die Ministerin gerade gesagt und
Herr Heinisch habe es unterstellt. Das sei genau das Gegenteil von dem, was politi-
scher Konsens sei, namlich dass die Eltern entschieden. Wenn die Eltern mehrheitlich
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eine Gesamtschule anwahlen wurden, dann sei klar, dass das auch umgesetzt werden
musse, anders gehe es nicht. Das zur Klarstellung. Alles andere sei ideologische
Schulpolitik. Seine Fraktion werde sehr darauf achten, dass die Landesregierung nicht
aus ideologischen Griinden versuche, die Erweiterung von Gesamtschulen zu verhin-
dern, weil man vermeintlich andere Schulformen sonst verliere. Das kdnne nicht Sinn
und Zweck sein. Dann misse man sagen, man stelle es infrage, dass es den Eltern-
willen gebe.

Beim zweiten Punkt erinnere er Frau Feller an ihre frihere Rolle als Regierungsprasi-
dentin. Alle, die sich in den letzten Jahren mit dem Problem beschaftigt hatten, insbe-
sondere bei wachsenden Schilerstromen, hatten darauf hingewiesen, dass es eine
kommunal Ubergreifende Abstimmung geben musse und dass es mit der kommunal
ubergreifenden Abstimmung oft schwierig sei. Es gebe leider keine — er wirde sich
wulnschen, dass man das parteiubergreifend hinbekomme — Schulausschusse im Rah-
men des Regionalrates, die sich mit regionaler Schulentwicklung beschaftigten wir-
den.

Es kénne einfach nicht sein, dass Kommunen, die eng beieinander lagen, nicht koope-
rierten, dass es keine abgestimmte Schulentwicklungsplanung gebe und dass am
Ende des Schuljahres das durch Zufall stattfinde. Das sei in der Stadt, aus der er
komme, und drumherum eines der Riesenthemen. Es musse dringend geklart werden,
dass eine solche Sache verpflichtend angestoRen werden misse. Dazu gehére auch
eine regionale Schulentwicklungsplanung, die berucksichtige, dass der Wille der EI-
tern, die Schulform anzuwahlen, die sie gerne hatten, auch Berilcksichtigung finde.

Er bedanke sich fiir die Anderungen in Bezug auf das Anmeldeverfahren. Nach dem
Desaster in bestimmten Kommunen dirfe es keinem Kind mehr zugemutet werden,
dass man sich bei zehn, zwolf Schulen anmelde und zigfach abgelehnt werde. Deshalb
sei es richtig, das so jetzt zu tun. Umso wichtiger sei es, dass der Elternwille auch am
Ende mdglichst umgesetzt werden konne. Da sei man wieder beim Thema Finanzie-
rung, Aufbau von Schulen, in welcher Geschwindigkeit gehe das. Das sei hinreichend
diskutiert worden. Besorgniserregend finde er schon, wenn mit dem Verweis auf an-
dere Schulformen gesagt werde, man kdnne den Elternwillen leider da nicht durchset-
zen. Das ware der falsche Weg.

Prof. Dr. Andreas Pinkwart (FDP) stellt klar, ihm sei es um das Recht gegangen —
die Ministerin habe es prazisiert —, das den Kommunen zustehe, Anmeldungen fur eine
Schulform vorab abfragen zu kénnen, wobei Uberwiegend die Gesamtschule abgefragt
werde, was in der Vergangenheit sicherlich berechtigt gewesen sei, um dieser Schul-
form auch ein gewisses Standing zu geben, die Moéglichkeit zu geben, dass sie Uber-
haupt hatte eingerichtet werden konnen, wenn gewisse Anmeldezahlen da seien.

Der Bericht unterstreiche, dass es heute nicht mehr notwendig sei. Die Gesamtschule
sei eine etablierte Schulform wie die anderen auch. Da wirde er sagen, es musse fur
die Eltern und die Schiler eine Neutralitat geben. Sie mussten entscheiden, in welche
Schule ihre Kinder gehen wollten. Wenn man hier eine Schule bevorzuge, die sich wie
alle anderen langst etabliert habe, halte er das flr ein Problem. lhn interessiere, ob
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man das in dieser Verordnung oder in einem Erlass in Ruicknahme der bisherigen
Grundlage fir dieses Tun noch erganzend mit einfligen kénne.

Dilek Engin (SPD) beantragt namens der SPD-Fraktion einen Mitschnitt zu diesem
Tagesordnungspunkt.

Ministerin Dorothee Feller (MSB) unterstreicht, das Anmeldeverfahren vorzuziehen,
kénne der Schultrager fur jede Schulform beantragen. Es habe sich nur in der letzten
Zeit herausgebildet: Bei den Fallen, die sie kenne, sei es Uberwiegend um die Gesamt-
schule gegangen. Der Schultrager kdnne das dann beantragen, wenn er einen Uber-
hang fur die Schule erwarte. Das sei in der Vergangenheit oft die Gesamtschule ge-
wesen. Dann passiere das. Das kdnne man nicht in der Verordnung regeln. Die Mog-
lichkeit sei im Schulgesetz geregelt.

LMR’in Stefanie Overbeck (MSB) legt dar, das Problem sei, dass die Frage der Mehr-
fachanmeldungen einem relativ engen Zeitplan unterliege, weil man das Ziel habe, das
auf alle Falle noch dem nachsten Anmeldeverfahren zugutekommen zu lassen. Ob
das gelinge, werde man sehen. Das sei zunachst das sportliche Ziel.

Die Verordnung, die man auf dem Landtagsportal einsehen kénne, sei schon in der
Verbandeanhdérung. Das wirde jetzt das Ministerium veranlassen, das Verfahren auf
null zu setzen und ein neues Verordnungsgebungsverfahren anzustreben. Dann sei
klar, dass man keine Chance mehr habe, das furs nachste Anmeldeverfahren zu ma-
chen.

Ein Weiteres: Die Regelungen zum vorgezogenen Anmeldeverfahren seien damals in
den Jahren 2017 bis 2019 intensiv auch mit den kommunalen Spitzenverbanden dis-
kutiert worden. Das sei keine Kopfgeburt des Ministeriums gewesen, sondern es sei
der ausdrtickliche Wunsch, der Konsens umfangreicher Beratungen auch mit den
Schulaufsichtsbehdrden gewesen. Insofern wirde das auch einen grofieren Erorte-
rungsbedarf voraussetzen. Man koénnte es jetzt nicht einfach vom griinen Tisch aus
anders regeln. Auch da mussten die kommunalen Spitzenverbande wieder eingebun-
den werden — das nur, um den Zeitbedarf fur ein solches Verfahren deutlich zu ma-
chen.

Ministerin Dorothee Feller (MSB) merkt an, das schlie3e nicht aus, dass man das
mitnehme.
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Ausschuss fur Schule und Bildung 14.09.2022
1. Sitzung (6ffentlich) sd-meg

20 Hitzefrei — wann fur wen? (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 1])

Bericht
der Landesregierung
Vorlage 18/98

Die Beratung wird vertagt.
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Ausschuss fur Schule und Bildung 14.09.2022
1. Sitzung (6ffentlich) sd-meg

21 Warum hat die schwarz-griine Landesregierung den Sozialindex veroffent-
licht? Plant die sogenannte Zukunftskoalition ein o6ffentliches Schulran-
king? (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 2])

Bericht
der Landesregierung
Vorlage 18/118

Die Beratung wird vertagt.
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Ausschuss fur Schule und Bildung 14.09.2022
1. Sitzung (6ffentlich) sd-meg

22 10.000 neue Lehrkraftestellen flir NRW — aber wo bleibt der Nachwuchs?
(Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 2])

Bericht
der Landesregierung
Vorlage 18/120

Die Beratung wird vertagt.
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Ausschuss fur Schule und Bildung 14.09.2022
1. Sitzung (6ffentlich) sd-meg

23 Terminplanungen (s. Anlagen 3 und 4)

Vorsitzender Florian Braun teilt mit, den Mitgliedern sei mit Mail vom 9. September
ein Vorschlag fur die Sitzungstermine in den Jahren 2022 und 2023 zugegangen, dem
die Obleute bereits zugestimmt hatten. Die Sitzungstermine sollte der Ausschuss
heute noch einmal formal beschlie3en (s. Anlagen 1 und 2).

Der Ausschuss beschlief3t die in den Anlagen 3 und 4 aufge-
fuhrten Sitzungstermine fur das Jahr 2022 und das Jahr 2023.
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APr 18/12

Ausschuss fur Schule und Bildung
1. Sitzung (6ffentlich)

24 Verschiedenes

— keine Wortbeitrage

gez. Florian Braun
Vorsitzender

4 Anlagen
07.10.2022/11.10.2022
2

14.09.2022
sd-meg
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Anden T 0211.884-2686
Vorsitzenden des Ausschusses fiir dilek.engin@landtag.nrw.de
Schule und Bildung www.spd-fraktion-nrw.de

Herrn Florian Braun MdL

31. August 2022

Bitte um schriftliche Berichte der Landesregierung zur Sitzung des Ausschusses
fiir Schule und Bildung am 14.09.2022.

Sehr geehrter Herr Vorsitzender,

angesichts dessen, dass die letzte reguldre Sitzung des Ausschusses fiir Schule
und Bildung am 30.03.2022 stattfand und damit bis zum ndchsten
Sitzungstermin am 14.09.2022 fast ein halbes Jahr vergangen sein wird, haben
sich eine Reihe von Themen und Sachverhalten angesammelt, zu denen wir den
aktuellen Sachstand seitens der Landesregierung in schriftlichen Berichten
erbitten.

Vor diesem Hintergrund beantrage ich fiir die Sitzung des Ausschusses fiir
Schule und Bildung am 14.09.2022 fiur die SPD-Fraktion die folgenden
Berichtspunkte:

1. Thema: Wie ist es um den Erhalt des Niederrhein Kollegs bestellt?
Die Fraktion der Buindnis 90/ Griinen hatten sich in der letzten Legislatur
gemeinsam mit der SPD-Fraktion fiir den Erhalt des NRK ausgesprochen, da
das Weiterbildungskolleg ein Garant fiir Bildungschancen fiir junge
Erwachsene ist. Vor dem Hintergrund bitten wir um einen schriftlichen
Bericht zum Sachstand.

2. Thema: 16facher Lehrplanzwang an der Web-Individualschule
Mit Beginn des neuen Schuljahrs 2022/2023 kdnnen Schiiler:innen der Web-
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hatten. Welche MaRnahmen plant die Landesregierung, um Familien, deren
Kinder im Regelschulsystem nicht beschult werden kénnen zu unterstiitzen
und zu einem qualifizierenden Abschluss zu bringen wenn die existierenden
Webschools keine Schulen im Sinne des Schulrechts sind?

Thema: Schutz vulnerabler Schiiler:innengruppen

Waihrend die Corona-Pandemie noch nicht vorbei ist, wurden in den Schulen
in NRW zum Schuljahresbeginn wichtige Schutzmalnahmen abgeschafft.
Hierunter drohen insbesondere diejenigen Schiiler:innen zu leiden, die
aufgrund von Vorerkrankungen besonders gefahrdet sind, sich mit Corona
anzustecken. lhnen bleibt z.B. nur die Moglichkeit zum freiwilligen Tragen
einer Maske. Welche MaRBnahmen plant die Landesregierung zum Schutz
vulnerabler Schiler:innengruppen? Gibt es die Mdoglichkeit zur
Kostenubernahme von FFP2-Masken fir vulnerable Schiiler:innen, deren
Familien es sich nicht leisten kdnnen FFP2-Masken fiir den taglichen
Gebrauch in der Schule anzuschaffen?

Thema: Lehrkraftefortbildung ZeitgemdRe wund passgenaue
Weiterentwicklung der Lehrerfortbildung

Die schwarz-gelbe Landesregierung der 17. Legislatur hatte sich auf die
Fahnen geschrieben und im Koalitionsvertrag festgehalten, die
reformierungsbediirftige Lehrkraftefortbildung den Bedarfen der heutigen
Zeit anzupassen. Welche MaRnahmen ergreift die Schulministerin, um
endlich den Lehrkraften qualifiziert fiir die heutigen Herausforderungen der
Schulrealitdt aus- und fortzubilden?

Thema: Wie steht es um die Lehrkrafteversorgung zum
Schuljahresbeginn 2022/2023?

Auch dieses Schuljahr hat mit Unterrichtsausfall und Kurzstunden an vielen
Schulen des Landes begonnen. Wie viele Stunden Unterricht sind bisher
ausgefallen und wie viele Schulen haben Kurzstunden eingefiihrt, um den
Lehrkraftemangel zu kompensieren?

Thema: A 13 fiir Alle — wann und fiir wen?
Die Landesregierung hat in ihrem 100 Tage Programm die gerechte
Besoldung A 13 fiir Alle in einem Stufenmodell angekiindigt. Wann wird

APr 18/12
Anlage 1, Seite 2
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7.

10.

Thema: Sachstand zur Aufstockung und Ausweitung der
Lehramtsstudienpldtze und Zugangsbeschranken zu Lehramtern

In der letzten Legislatur bestand Konsens, dass die riicklaufigen
Studierendenzahlen in den Blick genommen und die Studienkapazitaten
ausgebaut sowie Zugangsbeschrankungen Uberarbeitet werden miissen.
Welche MaRnahmen will die Landesregierung in Kooperation mit dem
Wissenschaftsministerium ergreifen, um den Lehrkraftemangel bereits in
der ersten Phase der Lehrkrafteausbildung Herr zu werden?

Thema: Sachstand zum Aktionsprogramm ,,Ankommen und Aufholen”

Die Schulen haben noch bis zum 31.12.2022 die Moglichkeit individuelle
Forderangebote auf- und auszubauen, zusatzliches befristetes Personal
einzustellen und Kooperationen mit auRerschulischen Partnern zu
organisieren, um Schiiler:innen das gezielte Aufholen pandemiebedingter
Lernriickstdnde zu ermoglichen. Welche MaRnahmen ergreift die
Landesregierung, um die Schulen darin zu unterstiitzen die vom Bund und
Land zur Verfiigung gestellten umfangreichen finanzielle Mittel abzurufen?

Thema: Lehrkraftegewinnung zur Abwendung der Bildungskatastrophe
Der stiandig wachsende Lehrkraftemangel erfordert neue Wege zur
Lehrkraftegewinnung zu beschreiten. Welche Uberlegungen liegen auf dem
Tisch, um den Lehrkraftemangel Einhalt zu gebieten?

Thema: Restrukturierung der Bildungsfinanzierung

Die Kommunalen Spitzenverbdande haben in der letzten Legislatur
fraktionsiibergreifend den Dialog zur Restrukturierung der Bildungs-
finanzierung gefiihrt. Es wurde der Wunsch nach einer interfraktionellen
Beauftragung nach einem Gutachten beim Parlamentarischen
Gutachterdienst geduRert. Auf Wunsch der regierungstragenden Fraktionen
der 17. Legislatur wurde die Aussprache hierzu auf den Beginn der 18.
Legislatur vertagt. Wie steht die Landesregierung zur Restrukturierung der
Bildungsfinanzierung und der Beauftragung eines unabhingigen
Gutachtens.

APr 18/12
Anlage 1, Seite 3
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12. Thema: Schulversuch Primus

13

Welche Konsequenzen hat das  Schulministerium aus  der
wissenschaftlichen Studie gezogen und wie werden die 5 Standorte in Bezug
auf die Wirksamkeit des gemeinsamen Lernens und der Fortfithrung der
Schulform bewertet?

Thema: Sachstand Inklusionshelfer:innen

Zu Beginn dieses Schuljahres mussten wieder viele Kinder mit
Inklusionsbedarf zu Hause bleiben, weil keine Inklusionshelfer:innen
vorhanden waren, um diesen Kindern gemdR der UN-Konvention
Bildungsteilhabe zu ermoglichen. Wie viele Schiler:iinnen mussten
ungewollt zu Schuljahresbeginn zu Hause bleiben und wie viele
Schulbegleiter:innen fehlen immer noch? Welche MaRnahmen plant die
Landesregierung, damit in diesen Familien nicht jedes Jahr die gleichen
dramatischen Szenen stattfinden, die alle Familienmitglieder an die
Grenzen der Belastbarkeit bringen?

14. Thema: Sachstand Schulsanierungen

Mindestens die Halfte der 5000 offentlichen Schulen in NRW hat laut
Aussage der GEW einen erhohten Sanierungsbedarf. Nach Zahlen der KfW
betrégt der Investitionsriickstau allein fiir die Schulen in NRW 10 Milliarden
Euro. Vor diesem Hintergrund bitten wir die Landesregierung um einen
Bericht, wie der aktuelle Sachstand bzgl. der Modernisierungsmafnahmen
von Schulen in NRW ist. Wie viele Mittel des Programms ,Gute Schule
2020" wurden von den Kommunen mittlerweile abgerufen? Plant die
Landesregierung eine Fortschreibung des Programms ,Gute Schule 2020“?

15. Thema: Fehlende Gesamtschulplatze

Seit vielen Jahren (bertreffen die Anmeldungen an Gesamtschulen das
bestehende Platzangebot der Schulen, sodass viele Kinder leer ausgehen und
auf eine andere Schule gehen miissen. Die weiterhin steigenden
Anmeldezahlen an Gesamtschulen zeigen tliberdeutlich, dass es einen
Ausbau von Gesamtschulpldtzen braucht, um allen Schiiler:innen die besten
Bildungsmaglichkeiten zu erdffnen. Welche MaRnahmen plant die

APr 18/12
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16. Thema: Hitzefrei — wann fiir wen?

Wird der Unterricht bei heiBem Wetter durch hohe Temperaturen in den
Schulrdumen beeintrachtigt, entscheidet die Schulleitung ob Schiiler:innen
Hitzefrei gegeben wird bzw. ob Kurzstunden eingefiihrt werden. Wie viele
Schulen haben vor dem Hintergrund der Hitzefreiregelung im
Grundschulbereich nur Lehrkrdften Hitzefrei gegen und haben die
Grundschulschiiler:innen in die Betreuung von padagogischem Personal und
studentischen Hilfskrdften gegeben? Wie viel Hitzefrei wurde insgesamt
gegeben und wie viele Schulen haben vom Konzept der Kurzstunden Gebrauch
gemacht?
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Anden T 0211.884-2686
Vorsitzenden des Ausschusses fiir dilek.engin@landtag.nrw.de
Schule und Bildung www.spd-fraktion-nrw.de

Herrn Florian Braun MdL

02. September 2022

Bitte um schriftliche Berichte der Landesregierung zur Sitzung des Ausschusses
fiir Schule und Bildung am 14.09.2022.

Sehr geehrter Herr Vorsitzender,

angesichts der aktuellen und dramatischen Entwicklungen bitte ich um zwei
weitere Berichtsanforderungen fiir die Sitzung des Ausschusses fiir Schule und
Bildung am 14.09.2022 fiir die SPD-Fraktion die folgenden Berichtspunkte
beinhalten:

1. Thema: Warum hat die schwarz-griine Landesregierung den Sozialindex
verdffentlicht? Plant die sogenannte Zukunftskoalition ein 6ffentliches
Schulranking?

Es herrschte immer interfraktioneller Konsens, dass hochsensible
Schuldaten nicht verdffentlicht werden. Zu diesen hochsensiblen Daten
gehort der Sozialindex. Mit der Einfilhrung des Sozialindex in der letzten
Legislatur wurde betont, dass die Daten nicht der Offentlichkeit zuganglich
gemacht werden sollen, um Schaden von allen Schulen abzuwenden und
keine amerikanischen Verhéltnisse mit einem Schulranking zu erzeugen.
Die Zukunftskoalition von Biindnis 90/ Die Grunen und CDU hat nun im
Rahmen ihrer gemeinsamen Neuaufstellung einen Paradigmenwechsel
vollzogen und das Ranking des Sozialindex zugénglich gemacht. Die neue
Legislatur mit diesem Auftakt zu beginnen, wirft Fragen auf. Vor dem
Hintergrund frage ich:

¢ Wann wurde beschlossen, den Sozialindex zu verdffentlichen?
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e Wer hat die Anordnung gegeben, diese sensiblen Daten auf den
Seiten des Ministeriums ' zu veroffentlichen?

e Mit welcher Argumentation wurde hier ein Paradigmenwechsel
vollzogen?

¢ Welche negativen Konsequenzen hat das Ministerium im Vorfeld der
Veréffentlichung antizipiert und wie will das Ministerium in Zeiten
des Lehrer:innenmangels mit diesen Folgewirkungen umgehen?

2. Thema: 10000 neue Lehrkriftestellen fiir NRW — aber wo bleibt der
Nachwuchs?
Im Rahmen eines 18monatigen Vorbereitungsdienst werden
Lehramtsanwarter:innen  grundstandig  ausgebildet und stehen
anschlieRend unseren Schulen des Landes zur Verfiigung, wo sie dringend
benétigt und erwartet werden. Die Ankiindigung der 10.000 Stellen scheint
aber ohne Berlicksichtigung auf die Entwicklungen der Zuweisungszahlen
an den Zentren fiir schulpraktische Lehrerausbildung vorgenommen
worden zu sein.
Ein Blick auf die Zuweisungszahlen an die Zentren fiir schulpraktische
Lehrerausbildung fir die Einstellungstermine 1. Mai und 1. November
verdeutlicht namlich eine Tendenz: den groRen Riickgang der
Lehramtsanwarter:innen. Diese Zahlen verdeutlichen, dass sogar die
Schulform, die im Ubergang war, Einbriiche zu verzeichnen hat. Fur die
Laufbahn  der  Gymnasiallehrkrafte  stehen  deutlich  weniger
Lehramtsanwarter:innen zur Verfiigung.
Diese Entwicklung an den Zentren fiir schulpraktische Lehrerausbildung
verstetigt nur die Entwicklung an den Hochschulen.
Im Prifungsjahr 2020 haben 6794 Studierende ein Lehramtsstudium
(Master of Education oder Staatsexamen Lehramt) an einer Hochschule in
Nordrhein-Westfalen erfolgreich absolviert. Sie haben damit die Befahigung
fiir den Vorbereitungsdienst (Referendariat) erhalten. Zehn Jahre zuvor lag
die Zahl der Lehramtsabsolvent:innen noch bei 7 862.
Vor dem Hintergrund erbitte ich folgende Fragen zu beantworten:
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Wie viele Zuweisungen haben zum 01. Mai 2020, zum 01. November
2020, zum 01. Mai 2021, zum 01. November 2021, zum 01. Mai 2022
und zum 01. November 2022 an den Zentren fiir schulpraktische
Lehrerausbildung stattgefunden?

Bei den abgeschlossenen Ausbildungsjahrgangen inklusive den
Nachpriifungen zum heutigen Datum des 02.09.2022 bitte ich um
Auskunft wie viele Lehramtsanwarter:innen gesondert nach
Schulform ihren Dienst angetreten sind und ihn erfolgreich
abgeschlossen haben.

Ferner bitte ich um Auskunft, wie viele ihren Dienst abgebrochen
haben, sowie wie viele die Priifungen nicht bestanden haben.

APr 18/12
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	der Landesregierung
	Vorlage 18/116
	Die Beratung wird vertagt.


	10 A 13 für alle – wann und für wen? (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 1])
	Bericht
	der Landesregierung
	Vorlage 18/124

	11 Sachstand zur Aufstockung und Ausweitung der Lehramtsstudienplätze und Zugangsbeschränkungen zu Lehrämtern (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 1])
	Bericht
	der Landesregierung
	Vorlage 18/122
	Die Beratung wird vertagt.


	12 Sachstand zum Aktionsprogramm „Ankommen und Aufholen“ (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 1])
	Bericht
	der Landesregierung
	Vorlage 18/100

	13 Lehrkräftegewinnung zur Abwendung der Bildungskatastrophe (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 1])
	Bericht
	der Landesregierung
	Vorlage 18/96
	Die Beratung wird vertagt.


	14 Restrukturierung der Bildungsfinanzierung (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 1])
	Bericht
	der Landesregierung
	Vorlage 18/114
	Der Ausschuss nimmt den Bericht Vorlage 18/114 zur Kenntnis.


	15 Rechtsanspruch auf einen OGS-Platz (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 1])
	Bericht
	der Landesregierung
	Vorlage 18/119

	16 Schulversuch PRIMUS (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 1])
	Bericht
	der Landesregierung
	Vorlage 18/97

	17 Sachstand Inklusionshelfer:innen (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 1])
	Bericht
	der Landesregierung
	Vorlage 18/125
	Die Beratung wird vertagt.


	18 Sachstand Schulsanierungen (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 1)
	Bericht
	der Landesregierung
	Vorlage 18/121

	19 Fehlende Gesamtschulplätze (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 1])
	Bericht
	der Landesregierung
	Vorlage 18/99

	20 Hitzefrei – wann für wen? (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 1])
	Bericht
	der Landesregierung
	Vorlage 18/98
	Die Beratung wird vertagt.


	21 Warum hat die schwarz-grüne Landesregierung den Sozialindex veröffentlicht? Plant die sogenannte Zukunftskoalition ein öffentliches Schulranking? (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 2])
	Bericht
	der Landesregierung
	Vorlage 18/118
	Die Beratung wird vertagt.


	22 10.000 neue Lehrkräftestellen für NRW – aber wo bleibt der Nachwuchs? (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 2])
	Bericht
	der Landesregierung
	Vorlage 18/120
	Die Beratung wird vertagt.


	23 Terminplanungen (s. Anlagen 3 und 4)
	Der Ausschuss beschließt die in den Anlagen 3 und 4 aufgeführten Sitzungstermine für das Jahr 2022 und das Jahr 2023.

	24 Verschiedenes
	– keine Wortbeiträge


